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Nur wer mitmachtkann etwas verändern!

 Foto: ver.di

freundlich gesinnten Kolleg*innen nicht mehr mit. Die 
Bundeskonferenz der Arbeitsgemeinschaft /Gesamtaus-
schüsse der Mitarbeitervertretungen bringt es in seiner 
Stellungnahme vom 7. April 2017 auf den Punkt: Der 
Dritte Weg verschafft den Arbeitgebern Wettbewerbs-
vorteile. Die Interessen der Beschäftigten werden weit-
gehend ignoriert (siehe auch Seite 16).

Und schließlich: Unser Jubiläumstitelblatt hat 
es in sich. Wir meinen, Lutherthesen im 21. Jahr-
hundert neu denken, heißt, kirchliches Sonder- 
arbeitsrecht abschaffen. Was sonst? Wer das auch 
meint, kann aktiv dabei mitwirken und die origi-
nal Wittenberger Luthertür mit ver.di-Logo unter 
www.streikrecht-ist-grundrecht.de ausdrucken. 
Das Ganze auf eine feste Pappunterlage o.ä.  
kleben, und los geht’s auf Mitarbeiterversamm-
lungen, aktiven Mittagspausen, Aktiventreffen, 
Marktplätzen: für echte Reformation in Kirchen-
betrieben werben. Nicht vergessen: Fotos in  
die sozialen Netzwerke und zur Kirchen.info- 
Redaktion. 

Eure Kirchen.info-Redaktion

ver.di auf dem Evangelischen Kirchentag

Berlin, 24. bis 28.Mai 2017

Markt der Möglichkeiten. Halle 1.2 – B 18,  
Themenbereich Gesellschaft und Bildung

im Oktober 2003 startete die Nullnummer des Kirchen.
info. Ihr lest, Sie lesen jetzt in unserer besonders um-
fangreichen Jubiläumsausgabe Nr. 30 vieles über ver.di-
Aktivitäten in der Diakonie und Caritas, aber auch ei-
niges zum Nachdenken und schlauer werden. Wir sind 
stolz, seit nunmehr 14 Jahren Beiträge über Lernpro-
zesse, Ereignisse, Aktionen, Erfolge und Niederlagen in 
kirchlichen Betrieben zu veröffentlichen, die mit Sicher-
heit für das Denken und Handeln vieler Kolleginnen 
und Kollegen von Bedeutung waren. Das soll so blei-
ben, das muss so bleiben. 

Wir begehen mit dieser Ausgabe des Kirchen.infos 
einen weiteren Festakt. Nicht ganz unerwartet aber 
doch für viele überraschend, berichten wir aus katho-
lischen Kliniken des Saarlandes. Erstaunliches tut sich 
dort. ver.di erlebt nie dagewesene Zuwächse in kirch-
lichen Häusern. Aktive Gruppen sind entstanden. Ja, 
sogar Streiks wurden vorbereitet. Im Ergebnis erreich-
ten die Kolleg*innen der katholischen Häuser, dass Ver-
handlungen zum Thema mehr Personal für Entlastung 
vereinbart wurden. Ein Riesenerfolg für die Kolleg*in-
nen! ver.di zeigt Gesicht in kirchlichen Häusern, das 
geht und funktioniert.

Einen weiteren Festakt können wir trotz Luther-
jahres noch nicht ganz feiern. Aber der so genannte 
»Dritte Weg« in der Diakonie wackelt gewaltig. In der 
zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission der Diakonie 
Deutschland arbeiten selbst die noch dem Dritten Weg 
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Minimum übererfüllt
»Unser Haus war früher kommunal und ist 2008 an die 
katholische Marienhaus Gruppe verkauft worden. Da-
nach sind fast alle aus ver.di ausgetreten, weil sie dach-
ten, die Gewerkschaft kann eh nichts mehr für uns tun. 
Ich bin drin geblieben, schließlich hat die Mitgliedschaft 
in ver.di neben Tarifverträgen noch andere Vorteile.  
Im Zuge der Bewegung für Entlastung hat sich alles ver-
ändert. Beim ersten Treffen der Teamdelegierten im  
Januar waren wir mit vier Leuten. Dann ist ein richtiger 
Hype entstanden. Innerhalb von vier Wochen hatte 
jedes Team einen Delegierten. Etliche sind eingetreten, 
so dass der gewerkschaftliche Organisationsgrad jetzt 
weit über 30 Prozent liegt. Viele wären auch bereit ge-
wesen zu streiken. Wir hatten uns ein Quorum gesetzt: 
Wenn mindestens 15 Kolleginnen und Kollegen schrift-
lich erklären, dass sie am Streik teilnehmen, wollten wir 
bei der saarlandweiten Aktion mitmachen. Das war uns 
wichtig, damit nicht Einzelne Ärger bekommen. Das 
selbst gesetzte Minimum hatten wir deutlich überer-
füllt, mit Kolleginnen und Kollegen aus verschiedenen 
Bereichen und Stationen. Letztlich ist es dann doch 
nicht zum Streik gekommen. Denn der Arbeitgeber 
wollte offenbar keinen Präzedenzfall. Ich bin mir recht 
sicher, dass Gerichte in der Frage des Streiks im Sinne 
der Beschäftigten entschieden hätten. Wohl auch des-
halb zeigt der Arbeitgeber jetzt Gesprächsbereitschaft. 
Das ist gut. Wir werden sehen, was dabei heraus-
kommt.«

Henning Fries (35),  
Vorsitzender der Mitarbeitervertretung  
in der Marienhausklinik Ottweiler

In den Krankenhäusern des Saarlands ist eine beein-
druckende Bewegung für Entlastung und mehr Perso-
nal entstanden. ver.di hat dort alle 21 Klinikbetreiber  
zu Tarifverhandlungen über Entlastung aufgefordert – 
auch die kirchlichen. Mit Warnstreiks, großen Demons-
trationen und etlichen Aktionen haben sie ihren For- 
derungen Nachdruck verliehen. Hunderte Beschäftigte 
haben sich in ver.di organisiert, weil sie wissen:  
Gemeinsam können wir mehr erreichen.

Und das bestätigt sich bereits. Alle Parteien sahen sich 
angesichts der Proteste im Landtagswahlkampf dazu 
veranlasst, personelle Mindeststandards und mehr Geld 
für die Krankenhäuser zu versprechen. Saarlands Ge-
sundheitsministerin Monika Bachmann (CDU) hat zuge-
sagt, verbindliche Personalvorgaben in den nächsten 
Krankenhausplan aufzunehmen. Im Bundesrat setzt 
sich das Saarland für weitergehende Schritte ein, als sie 
aktuell von der Bundesregierung geplant sind. 

Die Bewegung macht auch vor kirchlichen Einrich-
tungen nicht Halt. Weit mehr als 100 Kolleginnen und 
Kollegen in den Häusern der Caritas und der Marien-
haus Gruppe sind ver.di beigetreten. Dutzende beteilig-
ten sich zu Beginn der Karwoche in der Marienhaus- 
klinik Ottweiler, im Marienkrankenhaus St. Wendel und 
im CaritasKlinikum Saarbrücken an Aktiven Mittagspau-
sen für mehr Personal. In Ottweiler und Saarbrücken 
wären Beschäftigte zum Warnstreik bereit gewesen – 
wenn die Arbeitgeber nicht kurz zuvor noch ihre Ver-
handlungsbereitschaft signalisiert hätten. Nun verhan-
delt ver.di nicht nur für das Universitätsklinikum Hom-
burg und für die DRK-Kliniken, sondern auch für Cari-
tas und Marienhaus über Regelungen zur Entlastung 
der Beschäftigten. 

All das zeigt: Mit genug Druck kann sich auch in der 
Kirche etwas bewegen. Beschäftigte katholischer Ein-
richtungen sind bereit, sich in der Gewerkschaft zu or-
ganisieren und für ihre Interessen aktiv zu werden. Kol-
leginnen und Kollegen aus den Kliniken sprechen im 
Kirchen.info darüber, wie sie die Situation sehen. 

Beschäftigte katholischer Krankenhäuser im Saarland organisieren sich:

Teil der Bewegung
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zeit. Dort diskutieren wir nicht nur über die nächsten 
Aktionen, sondern auch über Themen wie Kranken-
hausfinanzierung, Gefährdungsanzeigen und das kirch-
liche Arbeitsrecht. Deshalb wissen inzwischen alle, die 
aktiv dabei sind, welche Rechte wir haben und wie die 
Zusammenhänge sind. Es ist extrem motivierend zu 
sehen, dass man nicht alleine ist. Viele sind jetzt mit 
Herzblut dabei, die Mitarbeitervertretung steht voll hin-
ter uns. Und die Solidarität mit unserer Bewegung ist 
riesig. Das ist auch der Grund, warum der Arbeitgeber 
jetzt mit ver.di verhandelt. Klar ist: Wenn dabei nichts 
rauskommt, ist die Streikbereitschaft wieder da. Wir 
haben ein Zeichen gesetzt: Es geht – auch in katho-
lischen Häusern, und auch wenn sich der Arbeitgeber 
immer wieder auf den kircheninternen Dritten Weg be-
ruft, können sich die Beschäftigten für ihre Interessen 
einsetzen.«

Tim Umhofer (23),  
Krankenpfleger auf 
einer Station für In-
nere Medizin in der 
Marienhausklinik 
Ottweiler

 

Nicht nur jammern
»Die Situation ist wirklich katastrophal. Als ich vor 27 
Jahren hier anfing, waren wir doppelt so viele Pflege-
kräfte auf der Station. Mit so wenigen Leuten ist die 
Arbeit einfach nicht zu schaffen. Dass ver.di das schon 
länger zum Thema macht, ist an mir völlig vorbei ge-
gangen. Gewerkschaft ist für mich völliges Neuland. 
Die Leitungen haben uns immer wieder eingebläut, 
dass wir nicht streiken dürfen. Und das war ja auch ir-
gendwie bequem: Die anderen erkämpfen die Tarife 
und wir ziehen nach. Aber jetzt habe ich die Hoffnung, 
dass auch bei uns ankommt: Die Pflege muss für sich 
selbst einstehen. Wenn man immer nur jammert, än-
dert sich nichts. ver.di hat uns einen Weg eröffnet, für 
bessere Arbeitsbedingungen einzutreten. Über 40 Kol-
leginnen und Kollegen sind bei ver.di eingetreten. 
Trotzdem: Es gibt immer noch viel Unsicherheit und 
auch Angst. Mir geht das alles eigentlich noch viel zu 
langsam. Für mich persönlich ist klar, dass der kirchen-
interne Dritte Weg völlig veraltet ist. Die kirchlichen 

Pflegestreik Saar
»Ich verfolge schon länger, was auf Facebook bei 
#Pflegestreik Saar passiert. Als ich von einem Azubi-
Kollegen angesprochen wurde, bin ich zum Stammtisch 
für Entlastung gegangen, bei dem Kolleginnen und Kol-
legen aus dem Haus regelmäßig zusammen kommen. 
Die Zahl der ver.di-Mitglieder hat sich deutlich erhöht. 
Dennoch stecken wir noch in den Kinderschuhen. Wir 
müssen viele sein, um unsere Interessen durchzusetzen. 
Da bin ich dabei. Ich bin aber auch etwas skeptisch, 
was passiert, wenn die intensive Kampagnenphase vor-
bei ist. Für mich ist klar: Es muss sich ganz schnell 
etwas ändern. Mein Beruf macht mir unheimlich viel 
Spaß. Aber unter diesen Bedingungen – die eher noch 
schlechter als besser werden – hält man das nicht bis 
zum Rentenalter durch. Ich will aber im Beruf bleiben, 
deshalb muss er attraktiver werden. Dafür setze ich 
mich ein. Dabei ist mir ziemlich egal, was auf dem 
Krankenhaus vorne draufsteht, ob kirchlich oder öffent-
lich. Wichtig ist, dass ich die Ethik des Pflegeberufs 
leben kann. Dass ich mit den Menschen so umgehen 

kann, wie ich es gelernt habe und richtig finde.« 
Benjamin Schu (23),  
Krankenpfleger auf einer Intensivstation  
im Marienkrankenhaus St. Wendel

 

Mit Herzblut dabei
»Ich meine: Mit der Gewerkschaft kann man einfach 
mehr bewegen als auf dem kircheneigenen Dritten 
Weg. Diese Schlussfolgerung haben bei uns zuletzt 
viele gezogen und sind bei ver.di eingetreten – vom Un-
terkursschüler bis zur Kollegin, die kurz vor der Rente 
steht. Fast 80 Pflegekräfte sind in der von ver.di gestar-
teten WhatsApp-Gruppe. Langsam schwappt die Be-
wegung auch auf die anderen Marienhauskliniken über. 
Bei unserem wöchentlichen Entlastungs-Stammtisch 
waren zuletzt 30 Leute aus vier Häusern – in der Frei-
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Nur nicht einschüchtern lassen
»Die Kirchen haben jahrzehntelang erfolgreich das Ge-
rücht gestreut, dass sich die Beschäftigten nicht ge-
werkschaftlich organisieren und nicht streiken dürften – 
das muss man aus den Köpfen kriegen. Viele von uns 
haben noch 30, 40 Jahre im Beruf vor sich. Aber unter 
diesen Bedingungen wollen wir nicht länger arbeiten. 
Es ist sehr motivierend, wie schnell wir mehr werden 
und wie viel wir in so kurzer Zeit erreichen. Richtig 
Fahrt aufgenommen hat die Bewegung bei uns, weil 
die Klinikleitung den Teams verboten hat, bei einer Fo-
to-Aktion für Entlastung mitzumachen und Bilder von 
den Stationen im Internet hochzuladen. Daraufhin 
haben wir uns privat getroffen, ein Foto gemacht und 
es per Flugblatt im ganzen Betrieb verteilt. Das hat ge-
zeigt, wie kreativ und flexibel man auf so etwas reagie-
ren kann. Man darf sich nur nicht einschüchtern las-
sen.« 

Thorsten Wälder (33),  
Krankenpfleger auf einer Station für Innere  
Medizin in der Marienhausklinik Ottweiler 

Nötiger Anschubs
»Wir sind ein super Team, in dem jeder alles gibt. Aber 
so geht es nicht mehr. Da kommen Kolleginnen und 
Kollegen heulend auf dich zu, die sonst durch nichts 
platt zu kriegen sind. Auch mir selbst gehen langsam 
die Kräfte aus. Am Anfang war ich gegenüber ver.di 
recht skeptisch. Aber dann habe ich gemerkt: Das sind 
Leute, die kämpfen für uns. Die wollen uns einen An-
schubs geben, selbst etwas zu verändern. Das finde ich 
gut.« 

Mona Seibert,  
stellvertretende Leitung einer Station für Innere 
Medizin in der Marienhausklinik Ottweiler

Häuser agieren als Wirtschaftsunternehmen. Die sollen 
Zahlen bringen – so, wie alle anderen auch. Dass sie 
trotzdem auf ihr Sonderrecht pochen und sogar unser 
Streikrecht in Frage stellen, finde ich unglaublich.«

Bärbel Conrad-Lemaire (49),  
Krankenschwester im CaritasKlinikum  
Saarbrücken 

Da mache ich mit
»Ich habe in meiner Ausbildung gelernt, so zu pflegen, 
dass alle vorhandenen Ressourcen genutzt werden. 
Doch das funktioniert unter den Bedingungen gar nicht 
mehr. Mich lässt das traurig nach Hause gehen. Nach 
großen OPs blieben die Patientinnen und Patienten frü-
her eine Nacht auf der Überwachungsstation. Jetzt 
kommen sie sofort zu uns. Sie müssen regelmäßig kon-
trolliert werden, damit sofort reagiert werden kann, 
wenn die Wunde durchblutet oder der Blutdruck zu 
stark fällt – das mittags, mit zwei Examinierten und 
wenn man Glück hat noch mit einem Praktikanten oder 
Schüler. Das geht so nicht weiter. Ich war bei einer In-
foveranstaltung von ver.di, da ist der Funke gleich über-
gesprungen. Man hat gemerkt, dass wir etwas für Ent-
lastung tun können. Da mache ich mit.«

Marcel Hennes (22),  
Krankenpfleger auf einer Orthopädie-Station in 
der Marienhausklinik Ottweiler
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nalbemessung. Entschei-
dend ist, dass wir auch in 
den kirchlichen Häusern 
etwas bewegen. Es gibt 
kein Zurück. Das Thema 
Entlastung steht auf der 
Tagesordnung. Auch wenn 
nicht alles von heute auf 
morgen geht – wir lassen 
nicht locker.«

Thomas Müller (52),  
Geschäftsführer des ver.di-Bezirks Saar-Trier  
und Verhandlungsführer der Gewerkschaft in 
den Verhandlungen über Entlastung mit den  
katholischen Kliniken

Nicht locker lassen
»So weit waren wir noch nie. Dass Marienhaus und 
Ca-ritas nun an den Verhandlungstisch kommen, ist 
die Leistung der Kolleginnen und Kollegen, die sich  
in den vergangenen Wochen engagiert haben. Weit 
mehr als 100 Beschäftigte in den katholischen Häu-
sern sind ver.di beigetreten. Dutzende sind aktiv ge-
worden und haben erklärt, dass sie zum Streik bereit 
sind. Das ist überragend. Wenn wir merken, dass die 
Arbeitgeber in den Verhandlungen auf Zeit spielen 
oder uns veräppeln, können wir jederzeit streiken. 
Aber wir streiken nicht um des Streikens willen, son-
dern um etwas zu erreichen. Wir werden die Ge-
spräche zielorientiert führen, um Entlastung in die 
Häuser zu bringen. Parallel agieren wir im politischen 
Raum und machen Druck für eine gesetzliche Perso-

Aktive Mittagspause in der Marienhausklinik Ottweiler                                                                                          Foto: ver.di                                                                                                           
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Kann Gewerkschaft Sünde sein? Die ver.di-Betriebsgruppe meint: Nein!
                                                Fotos: ver.di                                                                                                             
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Reagieren kirchliche Träger nicht zum Teil emp-
findlich, wenn sich ihre Beschäftigten in ver.di  
organisieren und über den Dritten Weg hinaus-
gehen?

Doch, deshalb nutzen wir alle Möglichkeiten der Kom-
munikation. Es gibt wöchentliche Stammtische für Ent-
lastung, die Leute koordinieren sich über WhatsApp-
Gruppen und anderes. Das hat dazu beigetragen, dass 
sie sich nicht erschrecken lassen, wenn der Arbeitgeber 
Verbote ausspricht. Als den Teams untersagt wurde, bei 
einer Foto-Aktion für Entlastung mitzumachen und Bil-
der von den Stationen im Internet hochzuladen, haben 
sie sich privat getroffen, ein Foto gemacht und es im 
ganzen Betrieb per Flugblatt verteilt. Oder sie haben 
ihre Arbeitssituation mit Playmobilfiguren dargestellt 
und diese fotografiert. Fazit: Man darf sich nicht davon 
abschrecken lassen, dass die Bedingungen in katho-
lischen Häusern zum Teil anders sind. Die Kolleginnen 
und Kollegen selbst sind nämlich nicht anders. Sie sind 
genauso zu begeistern wie in anderen Krankenhäusern.

Fragen: Daniel Behruzi

Langfassung des Interviews über die Tarifbewegung 
Entlastung im Saarland: gesundheit-soziales.verdi.de

Michael Quetting ist ver.di-Sekretär im Fach- 
bereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt 
und Kirchen des Bezirks Saar-Trier.

Mit der Tarifbewegung für Entlastung hat ver.di 
auch in den katholischen Kliniken des Saarlands 
weit mehr als 100 neue Mitglieder gewonnen. 
Wie kommt das?

Die Überlastung in den katholischen Krankenhäusern ist 
genauso groß wie anderswo. Wir haben frühzeitig dis-
kutiert, dass wir die Probleme nur angehen können, 
wenn es uns gelingt, die kirchlichen Einrichtungen in 
die Bewegung einzubeziehen. Im Sommer 2016 haben 
wir deshalb eine Schleife gedreht und Aktionen aufge-
schoben, um die Kolleg*innen von Caritas und Diakonie 
mitzunehmen. Wir haben direkt an sie appelliert, sich 
zu beteiligen. Das hat allerdings erst funktioniert, als 
wir systematisch auf die Beschäftigten zugegangen 
sind. Es reicht also nicht, sich vor das Haus zu stellen 
und zum Streik aufzurufen. Man muss gezielt auf die 
Kolleg*innen zugehen und ihnen eine Möglichkeit auf-
zeigen, aktiv zu werden. So haben sich beispielsweise 
Kolleginnen und Kollegen in zwei Häusern untereinan-
der verpflichtet, dass sie sich am Streik beteiligen, wenn 
eine Mindestzahl von Beschäftigten ihre Teilnahme er-
klärt. Das hat ihnen mehr Sicherheit gegeben.

Was sind die Besonderheiten katholischer Kliniken 
im Vergleich zu anderen Häusern?

Eine ist: Wir haben in den Klinikseelsorgern wichtige 
Bündnispartner. Ausgehend von der christlichen Sozial-
lehre setzen sich viele von ihnen gemeinsam mit uns 
für Entlastung ein. Unser Ausgangspunkt war übrigens 
nicht die Kritik am kircheninternen Dritten Weg. Wir 
haben nicht gesagt: Ihr müsst erst den Dritten Weg 
verlassen und könnt dann mit uns für Entlastung strei-
ten. Die Kolleg*innen und Mitarbeitervertretungen 
können auch mitmachen, wenn sie die ver.di-Position 
zum Dritten Weg nicht teilen. Mit der Hoffnung, dass 
sie in der Auseinandersetzung verstehen: Für verbind-
liche Regelungen brauchen wir einen Tarifvertrag – und 
den schließt die Gewerkschaft.

Beschäftigte katholischer Kliniken im Saarland aktiv für mehr Personal:

»Überlastung ist genauso groß wie anderswo«

 Foto: Stephan Schorr
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konnten; eine Begründung, die der Hierarchie das Deu-
tungs- und Gestaltungsmonopol absprach. Unter dem 
Begriff des »allgemeinen Priestertums aller Gläubigen« 
gehört dieser Gedanke bis heute zum Traditionsbestand 
der Protestant*innen. 

Dass nun ausgerechnet dieser Begriff als theolo-
gische Stütze des Begriffs Dienstgemeinschaft ge-
braucht wird, ist nicht ohne Ironie. Oftmals werden mit 
dem Hinweis auf die Dienstgemeinschaft, die Mitarbei-
tende und Leitende in der Diakonie angeblich bilden, 
Ansprüche der Arbeitnehmer*innen kurz gehalten. Die 
Mitarbeitenden sollen sich einem christlichen Anspruch 
fügen, der von anderen – dafür ausgebildeten 
Expert*innen – definiert wird. Das emanzipatorische 
Potential des Priestertums aller Gläubigen, mit dem 
einst gegen die Alleinvertretungsansprüche einer Kirch-
enhierarchie gestritten wurde, verkehrt sich damit in 
sein Gegenteil.

Mächtige Verbündete suchen
Und noch etwas lehrt der Blick auf die Reformationsge-
schichte: Luther war nicht der einsame Mönch, der nur 
mit seinen Predigten und Flugschriften gegen die Insti-
tution Kirche stritt. Er suchte mächtige Verbündete, als 
er 1520 eben den Adel aufrief, die Reformation der Kir-
che in die eigenen Hände zu nehmen. In den folgenden 
Jahren kamen städtische Magistrate und Landesfürsten 
diesem Aufruf nach und erließen in ihren Territorien 
Kirchenordnungen – der Beginn des landesherrlichen 
Kirchenregimentes. Man kann bedauern, dass Luther 

Papst Leo X. reagierte recht zügig auf die 95 Thesen 
von Martin Luther – vermutlich nicht so sehr wegen der 
darin enthaltenen theologischen Streitfragen, sondern 
weil Luthers Kritik am Ablass die Geldquellen und die 
Macht von Papst und Kurie berührte: Wenn sich durch-
setzte, dass die Gnade Gottes umsonst zu haben war, 
dann war das Geschäft mit dem Ablass vorbei. Wenn 
nicht mehr Papst, Bischöfe und Priester bestimmen 
konnten, wie das Seelenheil zu erwerben sei, dann ver-
loren sie Macht über das Leben der Menschen. 

Der Ketzerprozess gegen Luther drehte sich um die 
Macht des Papstes. Luther nahm diese Themenstellung 
auf und gab selbstbewusst zurück: Man solle sich von 
den geistlichen Herren nicht einschüchtern lassen, 
»denn alle Christen sind wahrhaft geistlichen Standes, 
und es ist unter ihnen kein Unterschied, außer allein 
des Amts halber.« Alle Menschen seien durch die Taufe 
zu Priestern geweiht und könnten deswegen über die 
Ordnung der Kirche mitbestimmen. Mit diesem 
Trompetenstoß aus der Schrift »An den christlichen 
Adel deutscher Nation« rief Luther im Jahr 1520 die 
Fürsten auf, eine neue Ordnung der Kirche zu etablie-
ren, weil die geistliche Hierarchie sich einer Reform in 
seinem Sinne verweigerte.

Selbstbewusste Laien
Luther hatte damit nicht die Demokratie erfunden – 
weder in der Kirche noch außerhalb; aber er hatte eine 
Begründung geliefert, mit der sogenannte Laien gegen 
die Hierarchie der Kleriker selbstbewusst auftreten 

Was man von der Reformation lernen kann:

Selbstbewusstsein und Durchsetzungskraft

Proteste gegen die Kirchenhierarchie: heute wie damals                                                              Foto: ver.di                                                                                                             
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terung der Arbeitsbedingungen beantragt werden. 
Die Arbeitgebervertreter der ARK DD und in ande-
ren Kommissionen nutzen das regelmäßig aus.

	 Mit den Absenkungsanträgen von minus 20 Prozent 
haben die Arbeitgebervertreter der Arbeitsrecht-
lichen Kommission Diakonie Deutschland die Maske 
fallen lassen – Parität, Freistellung, sachkundige 
Beratung, Politur eines Modells, in dem die Ziele zur 
Not über die Zwangsschlichtung verfolgt werden, 
wie aktuell am 3. April 2017 praktiziert.

	 Die Beschäftigten fragen, wie sie die Entwicklung 
der Arbeitsbedingungen möchten – wie soll das 
gehen, wenn das ARK-Mitglied gar nicht aus dem 
Tarifgebiet kommt?

	 Als ARK-Mitglied die Beschlüsse mit den Betroffenen 
diskutieren – wieso, wenn ich gar nicht von den Be-
schäftigten gewählt werde und nur meinem Gewis-
sen verpflichtet bin? 

	 Zusammen mit den Arbeitgebern die Arbeitnehmer-
vertreter in der ARK überstimmen – alles möglich 
im Dritten Weg – ein Drittel der Arbeitnehmer dafür 
muss doch reichen!

	 Die AVR-Diakonie, der reine Dritte-Weg-Tarif macht 
es den Privaten nach: »Zahle den Fachkräften so viel 
wie nötig und den Hilfskräften so wenig wie mög-
lich.« Sozial geht anders!

	 Die AVR-Diakonie: Lohnkosten einsparen leicht ge-
macht – unternehmerisches Risiko auf alle verteilen. 

	 AVR-Diakonie: Überstunden Mehrarbeit – mehr als 
den Beschäftigten lieb ist – Zuschläge dafür Fehlan-
zeige.

	 Die MAV auf das Reagieren reduziert – das 
Initiativrecht(chen) ohne die Möglichkeit, auf Augen-
höhe gute Ideen, die sinnvoll sind, durch die Eini-
gungsstelle durchzusetzen.

Soviel  Reformation war schon lange nicht in  
der Luft, aber nicht in Kirchenbetrieben. Die  
Kirchen.info-Redaktion hat nachgefragt bei 
Arbeitnehmer*innen der Diakonie und Evangeli-
schen Kirche. Unsere Frage lautete: »Schreibt uns 
jeweils eine These oder mehr mit maximal drei  
erklärenden Sätzen, möglichst einfach aus Eurem 
Arbeitsleben in der evangelischen Kirche und 
ihren Diakonie-Einrichtungen. Namen werden 
nicht veröffentlicht. Seid scharfzüngig, klug, 
weise, witzig, kreativ!« 

Hier Eure Antworten: ungefiltert, klar, eindeutig:

	 Schluss mit dem Etikettenschwindel – wo Dienstge-
meinschaft drauf steht, muss auch Dienstgemein-
schaft drin sein.

	 Das kirchliche Arbeiten wird gestaltet in Verfahren, 
die einseitig von arbeitgeberdominierten Gremien 
wie Synoden und Diakonischen Gremien beschlos-
sen werden, die Arbeitnehmer aber regelmäßig 
benachteiligen. Die Arbeitnehmervertreter im Dritten 
Weg sind nicht mehr als kollektive Bettler. Die Mitar-
beitervertretung im Betrieb hat deutlich schlechtere 
Mittel, um die Interessen der Beschäftigten wirksam 
zu vertreten. Das Ganze könnte funktionieren, wenn 
alle im Weinberg arbeiten würden – die diakonische 
Wirklichkeit ist meist knochenharter Wettbewerb! 

	 Eine Friedenspflicht kennt der Dritte Weg nicht, je-
derzeit können die Arbeitgeber unmoralische Absen-
kungsanträge stellen, an 365 Tagen im Jahr – außer 
in Schaltjahren!

	 Die im Dritten Weg beschlossenen Arbeitsrechtsre-
gelungen haben keine Laufzeit, wie bei Tarifverträ-
gen üblich. Dadurch kann jederzeit eine Verschlech-

ver.di:

Thesen zum Lutherjahr

und die meisten seiner Anhänger*innen nicht eine 
neue Kirche von unten aufgebaut haben, also von den 
Gemeinden her. Aber die wenigen Gruppen, die das 
versuchten, wurden meist aufgerieben oder ins Exil ge-
drängt. Der Kirchenhistoriker Volker Leppin meint, dass 
Reformbewegungen im Mittelalter und der frühen Neu-
zeit nur dann erfolgreich gewesen seien, wenn sie sich 
auf die eine oder andere Weise mit einer politischen 
Macht verbunden hätten. Nur dann seien strukturelle 
Veränderungen durchsetzbar gewesen.

Veränderung braucht also nicht nur ein kräftiges 
Selbstbewusstsein der Menschen, sondern auch Macht-
mittel. Insofern befremdet es, dass Diakonie- und Kirch-
enleitungen immer noch den Streik als ein Machtmittel 

der Arbeitnehmer*innen ablehnen – mit der Begründ-
ung, dies sei mit kirchlichem Selbstverständnis nicht 
vereinbar. Die Protestant*innen sind Erb*innen einer 
Geschichte, in der nicht nur mit Worten etwas erbeten 
wurde, sondern in der etwas mit Macht durchgesetzt 
wurde – gegen eine Kirchenhierarchie, die das für 
Ketzerei hielt. Und wenn es stimmt, dass Kirche immer 
reformierbar bleibt, dann sollten auch alle Mitarbeiten-
den Selbstbewusstsein und Macht haben, an einer 
guten Ordnung von Kirche und Diakonie mitzuwirken.

Christoph Fleischmann
Der Autor studierte evangelische Theologie  

und arbeitet als freier Journalist in Köln.
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	 Arbeiten für Gottes Lohn direkt in die Taschen der 
christlichen Gesundheitskonzerne!?

	 »Diakonie hört nicht bei den Mitarbeitenden auf!«
	 Im Mittelpunkt steht der Mensch! (?) 

Davon kann leider in der Wirklichkeit von Kirche und 
Diakonie, wenn sie als Arbeitgeber unterwegs sind, 
keine Rede sein – wer dient hier eigentlich wem?

	 »Geist und Gedanken sprengen Schranken = Refor-
mation«

	 Frei nach dem Lied »Die Gedanken sind frei« 
könnte die These auch heißen:  
Gerechte Vergütung = Tarifvertrag!

	 Der Wert des Menschen besteht nicht nur aus Lei-
stungserbringungsanteilen.

	 Diakonische Einrichtungen sehen ihre Bedeutung nur 
noch auf dem Markt, im Wettbewerb mit anderen 
»Anbietern« 

	 Bei der Lohnfindung und Fragen zur Lohngerechtig-
keit sind wir als Mitarbeiter außen vor. Wir erfahren 
immer erst davon, wenn alles beschlossen ist. Das 
gehört für uns zu schlechten Arbeitsbedingungen. 
Und die erleben wir umso schmerzhafter, weil 
sie unter dem Kreuz stattfinden. Wir verstehen 
unter »Dienstgemeinschaft« anderes.

	 Für unsere Kirchenführung sind Tarifverträge schwer 
verdauliche Kost. Das Streikrecht liegt schwer im 
Magen. Doch ein Tarifvertrag ist viel mehr als das. Er 
ist nicht das Ende. Er ist der Anfang, um diakonische 
Werte wahrhaft zu leben – den offenen Dialog.

	 In unserer diakonischen Dienstgemeinschaft sind alle 
gleich. Wir erleben aber, dass die »Oberen« gleicher 
sind. Denn sie legen einseitig fest, was gleich ist.

	 Wir haben keine Zeit mehr zum Streicheln. Wir 
haben keine Zeit mehr zum Singen.

	 Wir haben keine Zeit mehr zum Beten. Wie sol-
len wir christliche Werte in unseren Einrichtungen 
leben? Die Kluft zwischen Anspruch und Wirklich-
keit scheint mit jedem Tag größer zu werden. Mit 
dem kirchlichen Sonderweg liefern wir uns dem 
Kostendruck des Marktes aus. Wir sägen an dem 
Stuhl, auf dem wir alle sitzen. Der Staat wird es nicht 
richten. Und wir haben den Eindruck, die Kirche will 
es nicht.

	 Hier stehen wir und können nicht anders. Wir for-
dern hiermit die diakonischen und kirchlichen Arbeit-
geber auf, mit uns gemeinsam das Arbeitsrecht zu 
reformieren.

	 Sie predigen Wein und verteilen Wasser. Sie sagen, 
der "Dritte Weg" sei ein Konsensmodell und versu-
chen ihre eigene Macht mit Zwangsschlichtung und 
Streikverbot zu erhalten. Dieses abgestandene Was-
ser brauchen wir nicht.

	 Sie reden vom Reformationsjahr und sagen zu keiner 
Reform "ja".

	 Diakonische Arbeitgeber versuchen, jede Reform im 
Arbeitsrecht zu verhindern.

	 Die MAV zum Reagieren verdammt – einmal eine 
Frist beim Antrag des Arbeitgebers versäumt – 
schwuppdiwupp schon zugestimmt, Erörterung ge-
scheitert. Achtung: schon wieder »Friss oder Stirb«.

	 Betriebliche Demokratie ist unteilbar. Aus diesem 
Grund muss das Betriebsverfassungsgesetz für Dia-
konie und Caritas uneingeschränkt Gültigkeit erlan-
gen.

	 Christin und im sozialen Bereich bei der Diakonie 
beschäftigt: Anforderungen 1. Klasse und Bezahlung 
3. Klasse. Unchristlicher geht’s nicht. Schluss damit, 
jetzt!

	 Mitarbeitervertretung bei Diakonie. Demokratie geht 
anders! Reformation sofort!

	 Ich glaube an Gott. Der Glaube an die aktuelle Kir-
che stirbt von Ungerechtigkeit zu Ungerechtigkeit. 
Schluss damit!

	 Kirche als Vorbild für Menschlichkeit, auch für ihre 
Mitarbeiter*innen. Her damit!

	 Verantwortung für das Wohl aller Menschen. Be-
schäftigte der Kirche sind auch Menschen oder?

	 Im Namen des Vaters, des Sohnes und des Heiligen 
Geistes. Weiß die Kirche noch, was damit gemeint 
war und ist? Öfter mal nachlesen, bevor man han-
delt!

	 2017 ein gutes Jahr für Erneuerung? Erneuerung 
muss wieder Verbesserung heißen und nicht Arbeits-
verdichtung und Löhne drücken. 

	 Wenn ich einkaufen will, gehe ich in ein Geschäft. 
Wenn ich tanzen will, in die Disco. Wenn ich christ-
liche Werte auch als Beschäftigte möchte, arbeite ich 
bei der Kirche? Leider nicht! Reformen jetzt!

	 Reform heißt Wiederherstellung. Kirche muss wieder 
herstellen, dass Menschen sich aufgehoben fühlen – 
nicht verlassen.

	 Mein Gott ist freundlich, macht keine Unterschiede, 
liebt alle Menschen, vergibt, beschützt, macht Lust 
auf Leben, ist gerecht. Euer? Wiederherstellung der 
christlichen Werte! Jetzt!

	 Alle meine Entchen schwimmen auf dem See, biste 
bei der Diakonie, tut das Herz dir nur noch weh! 

	 Einer ist immer der Loser! Schluss damit. Gleicher 
Lohn für alle!

	 Geld regiert die Welt. Leider auch die Kirche. Erneu-
erung jetzt!

	 Ich bete jeden Tag für alle. Auch für die Verfechter 
des Kirchentarifs. Vielleicht nützt es ja was?! Habt 
ihr eigentlich die gleiche Bibel wie ich?

	 Luther würde sich an den Wiederbelebungsversu-
chen der Kirche von heute die Hände wund ackern. 
95 Thesen reichen da nicht.

	 Agaplesion – (ent)Rechte(t) unter dem Deckmantel 
der christlichen Nächstenliebe.

	 Schluss mit der Scheinheiligkeit! Tarifverträge und 
Streikrecht für alle Beschäftigten in kirchlichen Ein-
richtungen!
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	 2/3 der Mitarbeitenden sind Frauen – das muss in 
der Sprache sichtbar sein.

	 Absicherung der Minijobberinnen ab dem 1. Euro 
(in der Sozialversicherung).

	 Altersarmut ist weiblich – Rückkehr aus der Teilzeit-
falle nach Familienphase.

	 Was willst du, dass ich für dich tun soll? Lukas 
18,41. Ihr Wohl ist unser Auftrag.

	 Als Mitarbeiter*in und deren Vertreter*in fühlt man/
frau sich leider nur ganz wenig angesprochen, da 
sich seitens Arbeitgeber in der Realität eines Arbeits-
verhältnisses hinter Gesetzen und Verordnungen 
verschanzt wird und diese aber bei weitem nicht 
eingehalten werden. Eher leistet man sich einen 
Anwalt, der zusammen mit dem Arbeitsrichter die 
"Menschen" noch verhöhnt.

	 Der tägliche Kampf um das Mitarbeitervertretungs-
gesetz – nicht nur die MAVen schulen, sondern auch 
die Arbeitgeber schulen!

	 Ihr sollt Eure Beschäftigten gut bezahlen und nicht 
mit Almosen abspeisen – dafür wird man Euch auch 
im Himmel preisen!

	 Der Katzentisch für Kirchen-Lohnrunden darf kein 
Alibi mehr sein. Lasst endlich die Gewerkschaft als 
unseren Verhandlungsführer rein!

	 Euer Arbeitsunrecht bedarf der grundlegenden Re-
formation – Tarifvertrag, Streikrecht und Augenhöhe 
kommen schon!

	 Kirchenfürsten und diakonisch-diktatorische Herr-
scher brauchen wir nicht. Gemeinsame Aktion und 
Arbeitnehmersolidarität ist Beschäftigtenpflicht!

	 Wer seine Kleinverdiener immer mehr ins Abseits 
drängt, dem wird die Zeit des Abdankens aufge-
zwängt!

	 Wer alles ohne seine Mitarbeiter bestimmen mag, 
dem versüßen wir mit Einspruch, Protest und Aufleh-
nung den Tag!

	 Der Dritte Weg – man merkt es bald – führt Arbeit-
nehmer zum Nachteil in den finstren Wald!

	 Frauen schweigen nicht – gleiches Recht für Füh-
rungspositionen in Diakonie!

4. November 2011: Demonstration in Magdeburg                                             Foto: Christian Jungeblodt
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christlichen Kirche sind, die der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen in Deutschland (Anmerkung: ACK) 
angeschlossen ist oder der Vereinigung Evangelischer 
Freikirchen angehört.« Also zweite einfache Gleichung: 
Leitungspersonen müssen einer ACK-Kirche angehören. 
Bisher mussten sie – wie Seelsorger usw. – evangelisch 
sein.

Und in einem weiteren Schritt erfolgt eine noch 
weitergehende Öffnung: »Sofern es nach Art der Auf-
gabe unter Beachtung der Größe der Dienststelle oder 
Einrichtung und ihrer sonstigen Mitarbeiterschaft sowie 
des jeweiligen Umfelds vertretbar und mit der Erfüllung 
des kirchlichen Auftrags vereinbar ist, können für alle 
übrigen Aufgaben auch Personen eingestellt werden, 
die keiner christlichen Kirche angehören. Das bedeutet 
im Klartext: So lange es vertretbar und mit dem kirch-
lichen Auftrag vereinbar ist, können problemlos auch 
Nichtchristen in Diakonie-Einrichtungen beschäftigt 
sein. Hier findet eine weitgehende Öffnung statt, die 
verschiedene Ursachen haben kann: Zum einen besteht 
in vielen diakonischen Einrichtungen Bedarf an nicht-
christlichen Beschäftigten, vor allem im Bereich der In-
tegration von Menschen mit Flüchtlings- und Migrati-
onshintergrund. Zum anderen übt aber auch die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt einen starken Druck 
auf die diakonischen Einrichtungen aus. Denn die Zahl 
der Bewerberinnen und Bewerber in der Alten- und 
Krankenpflege sind genauso wie im Kita- und Jugend-
hilfebereich mittlerweile so dünn gesät, dass die Inte-
gration nichtchristlicher Beschäftigter in die Diakonie-
Einrichtungen aus Gründen der Arbeitsmarkt-Kon- 
kurrenz mit anderen Wohlfahrtsverbänden opportun 
erscheint. Anders gesagt: Die Öffnung der Loyalitätskri-
terien hin zu Nicht-Christinnen und -Christen liegt auch 
an dem Umstand, dass für große Bereiche anders kein 
Personal mehr zu gewinnen ist.

Wo aber nach wie vor Klarheit herrschen soll und 
die EKD offenbar keinen Spaß versteht – das ist der 
Umgang mit Menschen, die bereits einmal aus einer 
christlichen Kirche ausgetreten sind. Bei diesen Men-
schen hält man das Tischtuch für zerschnitten, ihre Ein-
stellung komme »grundsätzlich nicht in Betracht«  
(§ 3 Abs. 3).

Dies wird in § 5 Verstöße gegen kirchliche Anforde-
rungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter noch ein-
mal zugespitzt: »Für den weiteren Dienst in der evan-
gelischen Kirche und ihrer Diakonie kommt nicht in 
Betracht, wer während des Arbeitsverhältnisses aus der 
evangelischen Kirche ausgetreten ist, ohne die Mitglied-

Zu Jahresbeginn 2017 ist für die Evangelische  
Kirche in Deutschland (EKD) – und vorerst nur für 
die EKD, nicht für die Gliedkirchen! – eine neue 
Fassung ihrer Loyalitätsordnung in Kraft getreten. 
Der Name: »Richtlinie des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland über kirchliche Anforde-
rungen der beruflichen Mitarbeit in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland und ihrer Diakonie 
vom 9. Dezember 2016«. Im Folgenden soll die 
alte Fassung aus dem Jahr 2005 der Neufassung 
von 2017 gegenübergestellt werden.

In § 1 Geltungsbereich gibt es lediglich redaktio-
nelle Anpassungen. In § 2 Grundlagen des kirchlichen 
Dienstes wird eine neue Formulierung zum Thema 
Dienstgemeinschaft ergänzt: »Die gemeinsame Verant-
wortung für den Dienst der Kirche und ihrer Diakonie 
verbindet Anstellungsträger und Mitarbeiterinnen wie 
Mitarbeiter zu einer Dienstgemeinschaft und verpflich-
tet sie zu vertrauensvoller Zusammenarbeit.« Wir ken-
nen die Formulierung aus den Präambeln zum Mitarbei-
tervertretungsgesetz (MVG) und zu den 
Arbeitsrechtsregelungen, die auf dem sogenannten 
»Dritten Weg« zustande kommen (AVR…). Damit wird 
die »Dienstgemeinschaft« als theologischer Begriff jetzt 
auch in die Loyalitätsordnung aufgenommen.

In § 3 Kirchliche Anforderungen bei der Begrün-
dung des Arbeitsverhältnisses geht es dann um die 
konkreten Vorgaben in Sachen Konfession der Beschäf-
tigten. Zunächst hält man allgemein fest: »Die Auswahl 
der beruflich in der Kirche und ihrer Diakonie tätigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter richtet sich nach der 
Erfüllung des kirchlichen Auftrags in seiner konkreten 
Ausgestaltung.« Damit wird erst mal eine gewisse Of-
fenheit signalisiert. Allerdings setze die Mitarbeit in der 
evangelischen Kirche und Diakonie »grundsätzlich die 
Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der Evangelischen 
Kirche in Deutschland oder einer Kirche voraus, mit der 
die Evangelische Kirche in Deutschland in Kirchenge-
meinschaft verbunden ist.« Aber: Dies gelte uneinge-
schränkt nur »für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
denen Aufgaben der Verkündigung, der Seelsorge und 
der evangelischen Bildung übertragen sind.« Von daher 
gilt hier die einfache Gleichung: Beschäftigte im Bereich 
von Verkündigung, Seelsorge und evangelischer Bil-
dung müssen evangelisch sein.

§ 3 enthält dann weitere Öffnungen – im Vergleich 
zur bisherigen Loyalitätsordnung. So können für Aufga-
ben der Dienststellenleitung (Begriff aus dem MVG) 
»auch Personen eingestellt werden, die Glieder einer 

Evangelische Kirche in Deutschland:

Was ist der Hintergrund der Öffnung  
für Nichtchristen?
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Was hatte sich die evangelische Jugendkirche in 
Düsseldorf nur dabei gedacht? Kondome verteilen 
mit dem obigen Luther-Zitat!

Nein, nein, verkündete die rheinische Kirchenlei-
tung, das geht nicht. Dieses Zitat sei aus dem histo-
rischen Zusammenhang gerissen und erwecke auf einer 
Kondom-Packung kirchenfremde Gefühle. Damit die 
rheinischen Frohnaturen unter den Jugendlichen dieses 
Zitat nicht falsch verstehen, erließ die Kirchenleitung 
die Anordnung, die in mehreren Tausend Exemplaren 
verteilten Kondome wieder einzusammeln. Ob dies 
auch die bereits gebrauchten Exemplare betrifft, wird 
aus der Anordnung nicht ersichtlich. »Am besten wer-
den die Kondome sofort vor Ort vernichtet, damit keine 
weiteren in Umlauf kommen«, ordnete der zuständige 
Oberkirchenrat Klaus Eberl an. Viele rheinische Jugend-
liche sind nun verunsichert: Darf man in der Kirche 
über Sex reden, ist Sex vor der Ehe erlaubt und gilt nun 
der »Lutherus interruptus« als allgemeine Verkehrsre-
gel? Aber das sind Fragen, die bereits seit 500 Jahren 
die Kirche und ihre Welt bewegen. 

Erhard Schleitzer

schaft in einer anderen Kirche zu erwerben, die der Ar-
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland 
oder der Vereinigung Evangelischer Freikirchen ange-
hört. Gleiches gilt für den Austritt aus einer Kirche der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutsch-
land oder der Vereinigung Evangelischer Freikirchen. 
Für den weiteren Dienst kommt daneben nicht in Be-
tracht, wer in seinem Verhalten die evangelische Kirche 
und ihre Ordnungen grob missachtet oder sonst die 
Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes beeinträchti-
gt.« 

§ 4 Kirchliche Anforderungen während des Arbeits-
verhältnisses formuliert dann sehr klar die Erwartungen 
an Beschäftigte in Kirche und Diakonie, unterschieden 
nach »Christinnen und Christen« bzw. »alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter«: »Christinnen und Christen 
haben für die evangelische Prägung der Dienststelle 
oder Einrichtung einzutreten. Nicht-Christinnen und 
Nicht-Christen haben die evangelische Prägung zu ach-
ten.« Und weiter: »Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sind verpflichtet, sich innerhalb und außerhalb des 
Dienstes so zu verhalten, dass die glaubwürdige Ausü-
bung ihres jeweiligen Dienstes nicht beeinträchtigt 
wird.«

Die Sorge des Rats der EKD ist hier durchaus zu 
spüren: Damit die EKD nicht den – aus ihrer Sicht vor-

handenen – arbeitsrechtlichen Sonderstatus verliert, 
muss sie an verschiedenen Stellen der Loyalitätsord-
nung sicherstellen, dass die »evangelische Prägung« 
und die »glaubwürdige Ausübung des Dienstes« kei-
nesfalls beeinträchtigt werden. Anderenfalls laufe die 
EKD Gefahr, all die aus ihrer Sicht bedeutsamen ar-
beitsrechtlichen Privilegien – sie nennt es »Selbstbe-
stimmungsrecht« und »Kirchenautonomie« – durch 
Rechtsprechung, etwa auf europäischer Ebene, aber-
kannt zu bekommen.

Die Quintessenz lautet also: Öffnung für Nicht-Chri-
stinnen und Nicht-Christen – Ja! Aufgabe der arbeits-
rechtlichen Sonderstellung der EKD – Nein! Ob diese 
Zielsetzung mittelfristig erreicht wird – abwarten...

Im Jahr 2017 geht es nun darum, die Loyalitätsord-
nung der EKD in den Gliedkirchen in unveränderter 
oder abgewandelter Fassung zu übernehmen. Die EKD 
hat die Übernahme ausdrücklich empfohlen. Hier kann 
man gespannt sein, was passiert. In Bayern (ELKB) ist 
für die Jahresmitte eine neue Ordnung zu erwarten, die 
in den Öffnungskriterien nicht so weit gehen soll wie 
die EKD-Fassung.

Herbert Deppisch
Der Autor ist MAV-Vorsitzender im  

Diakonischen Werk Würzburg und Vorsitzender 
des Gesamtausschusses Diakonie Bayern

Rheinische Kondomkrise:

»Hier stehe ich und kann nicht anders«
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Sehr geehrter Herr Dr. Horneber, 

als gemeinsames Ergebnis unserer Tagung der Arbeit-
nehmervertretungen vom 6. bis 8. März 2017 in Dort-
mund möchten wir Ihnen Folgendes mitteilen: Wir sind 
in großer Sorge um die Arbeitsbedingungen in unseren 
Einrichtungen. Immer mehr Gefährdungsanzeigen aus 
den verschiedensten Arbeitsbereichen unserer Einrich-
tungen werden an die Geschäftsführungen gestellt. 
Wenn nach einiger Zeit die Arbeitnehmervertretungen 
bei den Anzeigesteller*innen nachfragen, was von  
Seiten des Arbeitgebers an Gegenmaßnahmen erfolgt 
ist, ist die häufigste Antwort: Keine Aktivitäten! 

In großer Sorge wenden sich die Interessenver- 
tretungen des Agaplesion Konzerns an ihren Vor-
standsvorsitzenden Dr. Markus Horneber. Das 
Thema: die Arbeitsbedingungen in den Einrich-
tungen des Konzerns. Eine Antwort erhielten die 
MAVen und Betriebsräte umgehend. Dr. Horneber 
teilte u.a. mit, dass die im Brief formulierte Pro-
blemdarstellung sehr ernst genommen wird. 

Die Interessenvertretungen nehmen derzeit die 
Beratungen mit den jeweiligen Geschäftsführun-
gen auf. Ende Mai bewerten die MAVen erneut, 
ob Verbesserungen der Arbeitsbedingungen in 
den Einrichtungen des Konzerns zu erwarten sind.

auf 5,6 Prozent erhöht und die Beschäftigten werden 
0,65 Prozent zu tragen haben.

Ein Skandal ist auch, dass Beschäftigte z.B. in der 
Altenhilfe und Jugendhilfe die Gehaltserhöhung erst 
drei Monate später erhalten sollen, und das, obwohl 
die Gehälter voll refinanziert werden müssen und ob-
wohl der Pflegebeauftragte der Bundesregierung drin-
gend darum gebeten hat, bessere Vergütungen für die 
Pflegekräfte zu vereinbaren.

Weiterhin wird die Hürde der »Tariftreue« zur An-
wendung der Absenkungsmöglichkeiten in § 17 weiter 
aufgeweicht: In Zukunft reicht es, wenn die Einrich-
tungen Grundentgelt, Kinderzuschlag und Urlaub nach 
AVR DD oder einer gleichwertigen Regelung zahlen. 
Weitere Absenkungen der Löhne werden dadurch wie-
der erleichtert. Somit werden weitere Mitarbeitende 
eine Kürzung von bis zu 6 Prozent und 50 Prozent der 
Jahressonderzahlung hinnehmen müssen. Diese Über-
tragung des Arbeitgeberrisikos auf die Kolleg*innen ist 
nicht akzeptabel.

Der Dritte Weg zeigt hier sein wahres Gesicht:  
Offenbar ist er dazu da, den Arbeitgebern Wettbe-
werbsvorteile zu verschaffen. Die Interessen der  
Beschäftigten werden weitgehend ignoriert.

Die Bundeskonferenz sieht sich durch den Verlauf 
dieser »Verhandlungen« in der ARK DD weiter in ihrer 
Position bestätigt, dass nur echte Tarifverhandlungen in 
der Diakonie mit einer starken Gewerkschaft am Ver-
handlungstisch die Interessen der Arbeitnehmer*innen 
schützen können.

Stellungnahme der Bundeskonferenz der  
Arbeitsgemeinschaften und Gesamtausschüsse 
der Mitarbeitervertretungen im diakonischen 
Bereich zum Beschluss des Schlichtungsausschuss 
der ARK DD vom 3. April 2017

Das Ergebnis der so genannten Schlichtung in der 
ARK DD ist aus Sicht der Beschäftigten in der Diakonie 
ein Skandal. Allein schon die Durchführung dieser 
»Schlichtung« ist skandalös. Kirche und Diakonie beto-
nen immer, dass der so genannte Dritte Weg auf Kon-
sens angelegt sei – diese Schlichtung wurde jedoch 
ohne jegliche Beteiligung der Arbeitnehmerseite durch-
geführt. Es ging offenbar nicht um eine Einigung im 
Konsens, sondern ausschließlich um Ergebnisse im 
Sinne des Diakonische Werkes und des Arbeitgeberver-
bandes VdDD. Das Vorgehen zeigt einmal mehr, dass 
die Interessen der Beschäftigten ignoriert werden. An-
ders kann man nicht erklären, dass eine arbeitsrecht-
liche Regelung getroffen wurde, obwohl die gesamte 
Arbeitnehmerseite mehr als deutlich gemacht hat, dass 
sie damit nicht einverstanden ist.

Inhaltlich bleibt das Ergebnis auch deutlich hinter 
entsprechenden Abschlüssen in anderen Bereichen zu-
rück. Der nominalen Entgelterhöhung von 2,7 Prozent, 
die für sehr viele Beschäftigte erst zum 1. September in 
Kraft treten wird, steht die »Eigenbeteiligung« an der 
Zusatzversorgung gegenüber. Diese Eigenbeteiligung 
reduziert die Lohnerhöhung allein in diesem Jahr um 
mindestens 0,15 Prozent. Ab 1. Januar 2018 werden die 
Beiträge z.B. bei der Zusatzversorgungskasse Dortmund 

Schlichtung in der Arbeitsrechtlichen Kommission Diakonie Deutschland:

Ein Skandal

Agaplesion:

Brief der Arbeitnehmervertretungen
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Noch schlimmer: Oft hat es nicht einmal ein Ge-
spräch mit den Anzeigensteller*innen von Seiten der 
Vorgesetzten gegeben. Typische Inhalte von Gefähr-
dungsanzeigen am Beispiel der stationären Pflege: 

	 Besetzung in den Nachtdiensten mit einer Pflege-
kraft allein ist unzumutbar und fahrlässig 

	 Gesetzliche Pausen können im Überlastungsdienst 
zu einem großen Teil nicht genommen werden 

	 Hygienestandards können nicht eingehalten werden: 
keine Zeit zum korrekten Ein- und Ausschleusen bei 
Isolationspatienten 

	 Kein tragfähiges Ausfallkonzept bei akutem Perso-
nalausfall vorhanden; deshalb »Holen aus dem Frei« 
üblich; belastete Kolleg*innen werden in ihrem Frei 
zum Arbeiten gedrängt 

	 Besetzungen auf der Intensivstation sind teilwei-
se katastrophal; 1:3 (eine exam. Pflegekraft : 3 
Intensivpatient*innen) oder sogar 1:4- Besetzungen 
an der Tagesordnung; die Richtlinien der Fachver-
bände werden massiv ignoriert 

	 Keine Berücksichtigung in Stellenplänen: Praxisanlei-
tungs-Aufgaben für Auszubildende 

	 Keine Berücksichtigung in Stellenplänen: immer 
mehr demenziell erkrankte Patienten mit Weglauf-
tendenz, Agressionspotential und damit erheblichem 
Betreuungsbedarf 

Dies sind die meistgenannten Themen der Gefähr-
dungsanzeigen. Die Liste lässt sich erheblich fortsetzen. 

Anzeigensteller*innen zeigen einen Organisations-
mangel auf. Dazu sind sie verpflichtet. Darüber hinaus 
signalisieren sie: So können wir nicht arbeiten! Wenn 
auf diese Anzeigen keine Maßnahmen oder womöglich 
noch nicht einmal eine Antwort des Arbeitgebers folgt, 
flüchten die Mitarbeitenden in die innere Migration; in 
Teilzeit; in Krankheit oder suchen sich Arbeitsplätze, 
welche weniger belastend sind. 

Anzeigensteller*innen wollen mit dem Arbeitgeber 
kommunizieren. Sonst hätten sie diese Anzeigen nicht 
gestellt. Dies ist unbedingt konstruktiv und positiv zu 
werten. Andere Mitarbeitende suchen sich direkt einen 
anderen Arbeitgeber. 

Der Arbeitsmarkt hat sich in den Krankenhausberu-
fen dramatisch verändert. Und es wird schlimmer. Der 
Wettbewerb um die zu wenigen Fachkräfte ist voll ent-
brannt. OP-Säle bleiben geschlossen. Komplette Stati-
onen werden wegen des Personalmangels geschlossen 
oder geplante Neueröffnungen von Stationen müssen 
langfristig verschoben werden. 

Geschäftsbericht Agaplesion gAG 2014/ 2015:  
Anders als viele Marktteilnehmer sieht Agaplesion nicht 
in erster Linie die Notwendigkeit, immer mehr Geld in 
das System zu pumpen. 

Mit dieser Form der Bescheidenheit muss Schluss 
sein! Viele politische Player warten nur auf solche 
Statements, um ihren Sparkurs zu rechtfertigen. 

Wo bleibt die Solidarität mit den belasteten Beleg-
schaften im eigenen Konzern? 

Wir erwarten vom Konzernvorstand eine klare Hal-
tung gegenüber der Politik: Für qualifizierte soziale 
Leistungen muss es eine auskömmliche Refinanzierung 
geben. 

Und zwar mindestens in dem Maß, dass Mitarbei-
tende in Gesundheitsberufen nicht durch ihre Arbeit 
krank werden. Dies ist aber heute klar der Fall. Die Ver-
weildauer im Pflegeberuf ist erschreckend niedrig. 

Was ist zu tun? 
Wir benötigen in unserem Konzern Signale des Arbeit-
gebers, welche zeigen: Wir haben verstanden! 
Dazu gehört: 

	 Keine Nacht mehr allein 
	 Gesetzliche Pausen werden eingehalten 
	 Definierte personelle Mindestbesetzungen 
	 Entlastungstage nach Bereitschaftsdiensten 
	 Funktionierendes Ausfallmanagement – »Holen aus 

dem Frei« abschaffen 
	 Betriebliches Gesundheitsmanagement 

· Arbeitsplatz-Belastungsanalysen nach Gefährdungs-
anzeigen 

	 Überprüfung dieser Maßnahmen durch einen paritä-
tisch besetzten Gesundheitsausschuss in den Einrich-
tungen 

Dies könnte in einem Vertrag mit der Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di verabredet werden. Klar ist jeden-
falls: Ein »weiter so« kann es nicht geben. Wir müssen 
Antworten auf die Frage geben: Warum soll ich weiter-
hin und langfristig in einer Agaplesion- Einrichtung ar-
beiten? Eine tragfähige Antwort auf diese Frage zu fin-
den, wird die Zukunftsfrage für unsere Betriebe sein. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Arbeitnehmervertretungen der Agaplesion gAG

Mitarbeitervertretungen Agaplesion: 
Bethesda Krankenhaus Wuppertal, Diakonieklinikum 
Rotenburg/Wümme, Ev. Krankenhaus Bethel, Bethanien 
Diakonie Berlin, Elisabethenstift Darmstadt, Allgemeines 
Krankenhaus Hagen, Diakonieklinikum Hamburg, Mar-
kus-Krankenhaus Frankfurt/M, Bethanien Krankenhaus 
Heidelberg, Krankenhaus Neu Bethlehem Göttingen, 
Bethesda Krankenhaus Ulm, Ev. Krankenhaus Bethanien 
Iserlohn, Ev. Krankenhaus Holzminden 

Betriebsrat Agaplesion: 
Bethanien Service & Wohnen Heidelberg, Reinigung 
Süd Heidelberg, Klinik Service Betriebe Wuppertal,  
Catering Giessen, Catering Markus-Krankenhaus 
Frankfurt/M 
Gesamtbetriebsrat Agaplesion Catering Markus-
Krankenhaus
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der Altenpflege refinanziert werden. Für die Arbeitge-
ber war das ein ganz wichtiges Signal. Zuvor hatten sie 
die Tarifverhandlungen unterbrochen. Nach dieser Er-
klärung haben sie sie wieder aufgenommen und mit 
uns zu einem guten Ende gebracht. Auf unserer Seite 
waren die ganze Zeit über viel Geduld und Fingerspit-
zengefühl nötig.

Mit Caritas und Diakonie sind auch die kirchlichen 
Träger eingebunden. Was bedeutet das für den 
Dritten Weg kircheninterner Lohnfindung?
Bei der Caritas hat eine ausgegliederte Gesellschaft die 
Vereinbarung unterschrieben, die nicht dem »Dritten 
Weg« angehört und den Tarifvertrag daher unterschrei-
ben konnte. Die Diakonie Friedehorst ist zwar Mitglied 
der Tarifgemeinschaft Pflege, hat den Tarifvertrag 
selbst aber nicht unterzeichnet, weil sie auf dem »Drit-
ten Weg« beharrt. Es gibt Diskussionen innerhalb der 
Bremer Diakonie, ob man sich für Tarifverträge mit  
ver.di öffnet. Ob sich diese Position durchsetzt, ist aber 
noch unklar. Ein Durchbruch in Sachen »Dritter Weg« 
ist diese Vereinbarung also noch nicht.

Warum haben die Wohlfahrtsverbände selbst ein 
Interesse daran, einheitliche und gute Beschäfti-
gungsbedingungen zu schaffen?
Eine große Herausforderung in der gesamten Branche 
ist die Gewinnung von Fachkräften. Wie der Altenpfle-
geberuf wahrgenommen wird und ob die Fachkräftesi-
cherung gelingt, hängt stark von der Bezahlung ab. 
Das haben die Wohlfahrtsverbände erkannt. Zudem 
geht es ihnen darum, sich gegenüber den privaten An-
bietern abzuheben und darzustellen, dass man das 
Lohndumping in der Branche so nicht mehr mitmachen 
will. Die Verbände haben in den vergangenen Jahren 
zwar vielfach unter Beweis gestellt, dass auch sie der 
Wettbewerbslogik folgen. Mittlerweile setzt aber ein 
Umdenken ein. Ein Wohlfahrtsverband, der nach außen 
gegen Altersarmut auftritt, seine Angestellten aber so 
schlecht bezahlt, dass sie später keine auskömmliche 
Rente haben, ist einfach nicht glaubwürdig. Das scheint 
von den Verantwortlichen langsam verstanden zu wer-
den.

Ziel der Vertragspartner ist ein allgemeinverbind-
licher Tarifvertrag, der für alle rund 9.000 Beschäf-
tigten der Branche in Bremen gilt. Wie stehen die 
Chancen, diesen zu erreichen?
Die Allgemeinverbindlichkeit bleibt unser Ziel. Der Weg 
wird aber zunächst sein, weitere Arbeitgeber in die Ta-
rifgemeinschaft zu holen. Je mehr Beschäftigte unter 

Aysun Tutkunkardes ist Gewerk-
schaftssekretärin im ver.di-Lan-
desbezirk Niedersachsen-Bremen.

Erstmals haben verschiedene 
Wohlfahrtsverbände in Bremen 
mit ver.di einen gemeinsamen Ta-
rifvertrag für rund 3.200 Beschäf-
tigte der Altenpflege geschlos-
sen. Was bedeutet das für die 
Kolleginnen und Kollegen?
In erster Linie mehr Geld. Etwa die 
Hälfte der Kolleginnen und Kollegen 
hatte bislang überhaupt keine tarif-
lich geregelten Arbeitsbedingungen. 

Denn in einigen Wohlfahrtsverbänden, die sich für die 
Verhandlungen zur »Tarifgemeinschaft Pflege« zusam-
mengeschlossen haben, galten bislang keine Tarifver-
träge. Diese Belegschaften profitieren besonders von 
dem Abschluss.

Gibt es Beschäftigte, die mit dem neuen Tarifver-
trag schlechter dran sind als vorher?
Niemand wird schlechter gestellt, denn alle Besitzstän-
de bleiben erhalten. Es kann aber einzelne Kolleg*innen 
geben, die womöglich erst 2018 oder 2019 einen Vor-
teil aus der Vereinbarung ziehen. Wobei manche viel-
leicht nicht unmittelbar von der Entgeltregelung, wohl 
aber sofort von den vereinbarten Zuschlägen oder der 
Jahressonderzahlung profitieren.

Wie ist es gelungen, die unterschiedlichen Wohl-
fahrtsverbände unter einen Hut zu bekommen?
Das hat viel mit einzelnen Personen in der Landesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Bre-
men und mit einzelnen Verbänden zu tun, die andere 
vom Weg eines gemeinsamen Tarifvertrags überzeugt 
haben. Allerdings wurden die Verhandlungen dadurch 
erschwert, dass sich die Arbeitgeberseite oftmals nicht 
auf eine Linie einigen konnte. Wir haben zum ersten 
Mal über einen trägerübergreifenden Tarifvertrag ver-
handelt. Manche Arbeitgeber – insbesondere diejeni-
gen, die zuvor tariflos waren – konnten nur schwer ab-
schätzen, welche wirtschaftlichen Folgen dieser konkret 
für sie haben würde. Das hat dazu geführt, dass sie 
zum Teil sehr, sehr vorsichtig waren.

Warum ist es dennoch gelungen?
Einen großen Beitrag hat die »Bremer Erklärung« der 
Sozialsenatorin und der Ersatzkassen geleistet. Diese 
hat noch einmal deutlich gemacht, dass Tariflöhne in 

Trägerübergreifender Tarifvertrag für die Altenpflege in Bremen:

»Ein Umdenken setzt ein«
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den Tarifvertrag fallen, desto wahrscheinlicher ist es, 
dass ein Antrag auf Allgemeinverbindlichkeit Erfolg hat.

Für die Auszubildenden in der Altenpflege gibt es 
in Bremen und Niedersachsen seit 2015 einen sol-
chen Tarifvertrag. Doch die Allgemeinverbindlich-
keit wurde bislang nicht durchgesetzt. Woran 
liegt das?
Die Arbeitgeber haben das im sogenannten Tarifaus-
schuss blockiert. Anders als die Wohlfahrtsverbände 
spielen die privaten Pflegefirmen in den Arbeitgeber-
verbänden eine große Rolle. Sie haben dafür gesorgt, 
dass der Antrag auf Allgemeinverbindlichkeit geschei-
tert ist.

Wäre auch beim Altenpflege-Tarif eine Blockade 
im Tarifausschuss zu erwarten?
Wenn wir morgen einen Antrag stellen würden, würde 
das wahrscheinlich wieder so ausgehen. Deshalb wol-
len wir erst einmal die Basis des Tarifvertrags verbrei-
tern, bevor wir dessen Allgemeinverbindlichkeit bean-
tragen. Zudem wollen sich die Wohlfahrtsverbände 

stärker in die Organisationen der Arbeitgeber einbrin-
gen.

Was muss die Politik tun, um allgemeinverbind-
liche Tarifverträge zu erleichtern?
Die Politik hat schon etwas getan: Anders als früher 
muss der betreffende Tarifvertrag nicht mehr für min-
destens 50 Prozent der Beschäftigten einer Branche 
gelten. Dennoch war es im Tarifausschuss eines der we-
sentlichen Argumente gegen die Allgemeinverbindlich-
keit, dass der Tarifvertrag für weniger als die Hälfte der 
Auszubildenden gilt. Die Politik müsste klar machen: 
Die 50-Prozent-Grenze spielt keine Rolle mehr. Statt-
dessen geht es darum, wirtschaftliche Fehlentwick-
lungen zu vermeiden und Lohndumping in öffentlichem 
Interesse einzugrenzen. Beides ist in der Altenpflege 
definitiv gegeben. Der Fachkräftemangel ist schon so 
groß, dass einige Träger manche Leistungen nicht mehr 
anbieten können. Die Beschäftigungsbedingungen 
müssen daher dringend verbessert werden. Allgemein-
verbindliche Tarifverträge sind ein Weg dorthin. ver.di 
steht dafür bereit.

Fragen: Daniel Behruzi

Diakonie Hessen:

Zwischen Lohndiktat und Tarifvertrag

»Unsozial und unchristlich.« So nennt der Vorsitzende 
der Gesamt-Mitarbeitervertretung (G-MAV), Claus 
Krach, die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on (ARK) der Diakonie in Hessen und Nassau. Ausge-
rechnet diejenigen, die ohnehin am schlechtesten ver-
dienen, sollen von der Lohnentwicklung abgekoppelt 
werden: Während die Gehälter in den Entgeltgruppen 
E 6 bis E 14 um vier Prozent steigen, werden sie in den 
Entgeltruppen E 1 bis E 5 nur um 2,5 Prozent erhöht. 
Auch die Altenhilfe wird erneut benachteiligt. Dagegen 
gingen am 6. April rund 100 Beschäftigte in einer kurz-
fristig anberaumten Aktion in Frankfurt am Main auf 
die Straße.

Die Kolleginnen und Kollegen der unteren Lohn-
gruppen hätten ebenfalls eine Ausbildung und übten 
wichtige und verantwortungsvolle Tätigkeiten aus,  
betonte Krach auf der Kundgebung. Ihre Benachteili-
gung sei ungerecht und widerspreche der christlichen 
Ethik. Das meint auch Peter Philippi, der als Hausmei-
ster einer diakonischen Einrichtung in Wiesbaden direkt 
betroffen ist. »Ich bin sehr enttäuscht«, sagte er am 
Rande der Kundgebung. »Eigentlich wäre das Gegen-
teil sinnvoll: Die unteren Lohngruppen müssten mehr 
bekommen, damit die Unterschiede geringer werden – 
das wäre sozial.« 

Auch die Beschäftigten in der diakonischen Alten-
hilfe sind empört. Die Arbeitsrechtliche Kommission hat 
sie bereits in der Vergangenheit schlechter behandelt 
als die Kolleginnen und Kollegen in der Krankenpflege 
und anderen Bereichen. Mit dem neuen Beschluss  
steigen ihre Gehälter nicht am 1. April, sondern erst  

Protest gegen unsoziales Lohndiktat der Diakonie Hessen?
                                                Foto: ver.di                                                                                                             
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am 1. Juli – in der Höhe wiederum differenziert nach 
Fach- und Hilfskräften. Hanna Tekleab von der Mitar-
beitervertretung der Mission Leben in Mainz findet das 
»dramatisch und demotivierend«. Trotz harter und auf-
opferungsvoller Arbeit werde den Pflegekräften in der 
Altenhilfe keine Wertschätzung entgegengebracht. »Ich 
kenne bei uns keinen, der ohne einen zweiten oder gar 
dritten Job über die Runden kommt«, berichtete die 
Gewerkschafterin. Zugleich machten es unverbindliche 
Schichtpläne schwer, mehrere Arbeitsstellen unter 
einen Hut zu bekommen.

Mit der Benachteiligung der unteren Lohngruppen 
und der Altenhilfe werde eine Fünf-Klassen-Gesell-
schaft etabliert, kritisierten die Demonstrant*innen auf 
Schildern und Transparenten vor der Diakonie-Zentrale 
in Frankfurt am Main. Nunmehr werde zwischen An-
stellung bei Kirche und Diakonie, zwischen Fach- und 
Hilfskräften sowie zwischen der Altenpflege und ande-
ren Bereichen differenziert. Das sei zutiefst ungerecht, 
so der Tenor auf der Kundgebung.

»Diakonie diskriminiert Frauen«
Anja Kolb-Hiemenz vom Vorstand der G-MAV der Dia-
konie Hessen stellte fest, dass davon vor allem Frauen 
betroffen sind. Sowohl in den unteren Lohngruppen als 
auch in der Altenhilfe sei die Mehrheit der Beschäf-
tigten weiblich. Ihre Schlussfolgerung: »Diese Diakonie 
diskriminiert Frauen.« Die niedrigen Löhne beförderten 
das Problem der Altersarmut, auf das Diakonie und Kir-
che öffentlich sonst immer aufmerksam machen.

Der aktuelle Entgeltabschluss sei der vorläufige Hö-
hepunkt einer längeren Entwicklung, so die Vorsitzende 
des Gesamtausschusses der Mitarbeitervertretungen 
der Diakonie in Hessen und Nassau (GAMAV HN), Edith 
Heller. Er belege erneut, dass der »Dritte Weg« kirchen-
interner Lohnfindung keine Ergebnisse im Sinne der Be-
schäftigten bringe. Ihre Konsequenz: »Wir fordern alle 
diakonischen Arbeitgeber in Hessen auf, Tarifverhand-
lungen mit ver.di zu führen.« Die Diakonie müsse den 
Versuch sofort beenden, eine neue Arbeitsrechtliche 
Kommission mit Verbänden auf die Beine zu stellen, die 
dort nur ihre eigenen Interessen vertreten – und nicht 
die der Belegschaften.

Berno Schuckart-Witsch von der ver.di-Bundesver-
waltung stellte klar, dass Hessens Beschäftigte mit die-
sen Positionen nicht alleine stehen: »Ihr seid Teil einer 
bundesweiten Bewegung – überall streiten Kolleginnen 
und Kollegen für eine Abkehr vom Dritten Weg.« Die 
vor wenigen Tagen bekannt gewordene Zwangsschlich-
tung in der Diakonie Deutschland sei ein weiterer Beleg 
dafür, dass man »mit dem Dritten Weg nur rückwärts-
gehen kann«. Er schlug den kirchlichen Arbeitgebern 
vor, Flächentarifverträge zu vereinbaren und diese für 
allgemeinverbindlich zu erklären. Nur so könne dem 
von privaten Unternehmen ausgeübten Kostendruck 
begegnet werden. Der Gewerkschafter verwies darauf, 
dass ver.di und die Wohlfahrtsverbände inklusive Diako-
nie und Caritas in Bremen und Bremerhaven kürzlich 
einen gemeinsamen Tarifvertrag für die Altenhilfe ge-
schlossen haben, dessen Allgemeinverbindlichkeit sie 

Beschäftigte der Diakonie Hessen tragen ihre Forderungen vor. Wilfried Knapp, Kaufmännischer 
Vorstand, hält sich die Ohren zu.                                                                                                    Foto: ver.di                                                                                                             
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fordern. »Warum geht das nicht auch in Hessen, 
warum nicht auch bundesweit?«, fragte Schuckart-
Witsch. 

Klar sei aber auch: Gute Tarifverträge könnten nur 
mit gut organisierten Belegschaften durchgesetzt wer-
den. »Wir müssen kräftiger werden«, appellierte er. Ein 
Mittel dafür ist die »Reformaktion«, die ver.di zum Lu-
ther-Jahr startet: Auch in den hessischen Einrichtungen 
von Kirche und Diakonie soll ein Abbild der Kirchentür 
aus der Lutherstadt Wittenberg eingesetzt werden, um 
den Bedarf an grundlegenden Reformen im kirchlichen 
Arbeitsrecht des Jahres 2017 deutlich zu machen.

Dass das von den Belegschaften unterstützt wird, 
zeigt nicht nur eine Umfrage vom Sommer vergange-
nen Jahres, in der sich 90 Prozent der Diakonie-Be-
schäftigten in Hessen für Tarifverträge ausgesprochen 
haben. Das bekräftigen auch fast 600 Unterschriften, 
die die Aktiven in nur zwei Wochen in den Einrichtun-
gen gesammelt haben. Die Unterzeichner*innen spre-
chen sich gegen den Entgeltabschluss, für die Abschal-
tung der Arbeitsrechtlichen Kommission und für Tarif- 
verträge in allen Bereichen der Diakonie aus. Gleiches 
fordert eine Resolution der Vollversammlung der 
GAMAV HN, die von 90 Mitarbeitervertreter*innen aus 
61 diakonischen Einrichtungen unterzeichnet wurde.

Diakonie-Vorstand Wilfried Knapp nahm beide Peti-
tionen entgegen und machte dabei vorsichtige Andeu-
tungen, dass man mit ver.di ins Gespräch über Tarifver-
träge in manchen Bereichen kommen wolle. Allerdings 
drohte er zugleich damit, auch der »Erste Weg« sei 
möglich: das einseitige Lohndiktat durch den Arbeitge-
ber.

Gespräche über Tarifverträge in der Altenhilfe
Im Oktober vergangenen Jahres hat ver.di mit der Dia-
konie und der Arbeitsgemeinschaft Diakonischer 
Dienstgeber in Hessen eine Prozessvereinbarung abge-

schlossen, die zu Tarifverträgen in Einrichtungen der Al-
tenhilfe führen soll. Zwar gebe es »erfreulich viele« dia-
konische Träger, die Interesse an tariflichen Regelungen 
bekundet hätten, berichtet ver.di-Landesfachbereichs-
leiter Georg Schulze-Ziehaus. Zugleich hätten die Ge-
spräche aber deutlich gemacht, dass »noch dicke Bret-
ter zu bohren sind«. Sowohl beim Schlichtungsverfah-
ren als auch in der Frage des Streikrechts gebe es noch 
»viel Zündstoff«. ver.di strebt eine Regelung wie in Nie-
dersachsen an, wo Streiks im Konfliktfall durch ein 
Schlichtungsverfahren verhindert werden sollen. Doch 
enthält die Vereinbarung weder eine Zwangsschlich-
tung noch ein Streikverbot. Ob sich auch Hessens Dia-
konie zu einer solchen Vereinbarung durchringen kann, 
ist offen.

Dass der kirchliche Wohlfahrtsverband parallel zu 
den Gesprächen mit ver.di versucht, eine neue Arbeits-
rechtliche Kommission (ARK) zu installieren, kommt bei 
Schulze-Ziehaus nicht gut an. »Da wird versucht, eine 
ARK mit Kleinstverbänden zu bilden, die keinerlei Man-
dat der Belegschaften haben«, kritisiert der Gewerk-
schafter. Er fordert die diakonischen Träger stattdessen 
auf, mit ver.di Tarifverträge auf Augenhöhe zu verhan-
deln. Das sei auch im Interesse der Diakonie selbst. 

»In der stationären Altenhilfe arbeiten mehr als 20 
Prozent der Beschäftigten in diakonischen Einrich-
tungen, im ambulanten Bereich ist es wahrscheinlich 
die Mehrheit«, führt der Gewerkschafter aus. »Tarifver-
träge in der Diakonie wären daher ein entscheidender 
Schritt in Richtung allgemeinverbindlicher Tarife, an die 
sich auch private Unternehmen halten müssten.« Auf 
diese Weise könne die »Schmutzkonkurrenz« über 
Niedriglöhne in der Altenpflege unterbunden werden. 
ver.di stehe dafür bereit. Im Mai soll in der diako-
nischen Altenhilfe erstmals eine Tarifkommission ge-
wählt werden. Der Ball liegt im Feld der Diakonie.

Daniel Behruzi

Untere Lohngruppen und die Altenpflege sollen weniger bekommen. Protest der Beschäftigten:  
»Wir sind mehr wert «                                                                                                                   Foto: ver.di                                                                                                             
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Dirk Schwerdtfeger, Vorsitzender Richter am 
Thüringer Oberlandesgericht Jena, verhandelte 
höchst einseitig die Arbeitgeberanträge. Keine Be-
rücksichtigung fand und findet die Position der 
übergroßen Mehrheit der Beschäftigten, dass die-
ser Weg der Lohnfindung in Arbeitsrechtlichen 
Kommissionen abgelehnt wird. So kommt es im 
Ergebnis zu einer Zwangsschlichtung. Faktisch set-
zen die Arbeitgeber eigenes Arbeitsrecht. Die so 
festgelegten Beschlüsse vom November und De-
zember 2016 zum Arbeitsrecht für die Diakonie 
Mitteldeutschland kommentiert der zuständige 
Gesamtausschuss der Mitarbeitervertretungen 
(GAMAV) als ein Trauerspiel. Von den neuen Ar-
beitsvertragsrichtlinien sind rund 25.000 Beschäf-
tigte betroffen.

Änderungen der Beschäftigungsbedingungen  
der Ärzte (Antrag Arbeitgeber)
Die Arbeitsrechtsregelung (Schlichterspruch) 01/2016 
übernimmt die arbeitgeberseitig gestellten Anträge. 
Kritisch hierbei ist besonders die Streichung des Kinder-
zuschlages bei Ärztinnen und Ärzten. Es besteht die 
Befürchtung, dass der Kinderzuschlag auch für sonstige 
Mitarbeitende künftig arbeitgeberseitig angegriffen 
wird.

Erhöhung des Arbeitnehmeranteils an der 
Zusatzversorgung (Antrag Arbeitgeber)
Der Schlichterspruch (Arbeitsrechtsregelung 02/2016) 
bedingt eine steigende Eigenbeteiligung der Mitarbei-

tenden an der betrieblichen Altersversorgung (Zusatz-
versorgungskassen (KZVK und EZVK)). Der Eigenanteil 
steigt von derzeit 0,3 bis 0,4 Prozent auf bis zu 1 Pro-
zent des Bruttoentgeltes. Alle Mitarbeitenden werden 
zur Kasse gebeten. Begründet wird dies mit stark stei-
genden Beiträgen der Zusatzversorgungskassen. Der 
steigende Eigenanteil führt zu einer Verringerung der 
Nettoentgelte der Mitarbeitenden.

Entgelterhöhungen (unterschiedliche Anträge 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber)
Der Schlichterspruch (Arbeitsrechtsregelung 03/2016) 
führt zu einer leichten Erhöhung der Entgelte, Zulagen 
und Zuschläge ab Januar 2017. Gefordert waren Ent-
geltsteigerungen von 5 Prozent durch die Arbeitneh-
merseite zum 1. Juli 2016. Ein Angebot der Arbeit-
geberseite bezog sich auf 1,5 Prozent ab 1. Oktober 
2016. Durch die Zwangsschlichtung erfolgten die Erhö-
hungen aufgrund sehr spät angesetzter Zwangsschlich-
tungstermine erst zum 1. Januar 2017, also sogar später 
als durch die Arbeitgeber ursprünglich beantragt. Auch 
die prozentuale Erhöhung fiel geringer aus, als durch 
die Arbeitnehmer beantragt. 

Das Ergebnis sieht nur auf den ersten Blick halb-
wegs gut aus. Durch die Zwangsschlichtung haben die 
Mitarbeitenden der Diakonie in Mitteldeutschland 2016 
überhaupt keine Entgelterhöhung erhalten. Rechnet 
man die beschlossenen Entgelterhöhungen für die 
Jahre 2016 bis 2018 zusammen und zieht die gestie-
genen Eigenanteile an der Zusatzversorgung ab, so 
kommt man auf eine durchschnittliche Entgeltsteige-
rung von unter 1,5 Prozent pro Jahr. Ein Wert, der ge-
rade einmal für den Inflationsausgleich ausreicht. Eine 
Reallohnsteigerung, die quer durch die Republik bei an-
deren Arbeitgebern erreicht wurde, sieht anders aus.

Abstand zur »Leitwährung« AVR Diakonie 
Deutschland steigt weiter
Es verwundert nicht, dass der jetzige Beschluss wieder 
einmal hinter den Beschlüssen der Diakonie Deutsch-
land zurück bleibt. Dort wurde bereits zum 1. August 
2016 eine Steigerung von 2,6 Prozent beschlossen. 
Wieder zeigt sich das Modell des Dritten Weges mit 
Zwangsschlichtung als willkommenes Instrument der 
Arbeitgeber. Arbeitnehmer als Bittsteller haben keine 
Möglichkeit Forderungen durchzusetzen. Der angeblich 
unabhängige Schlichter entscheidet regelmäßig zu 
Gunsten der Arbeitgeber.

Uns hilft nur ein Tarifvertrag, damit dieses 
Trauerspiel endlich ein Ende hat!

Diakonie Mitteldeutschland:

Schlichtungsverfahren mit vielen Fragezeichen

Protest gegen die Zwangsschlichtung      Foto: ver.di                                                                                                             
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Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland (Nordkirche) hat in ihrer Sitzung vom 
2. bis 4. März 2017 das Kirchengesetz zur Übernahme 
und Ergänzung des Mitarbeitervertretungsgesetztes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (MVG-EKD) verab-
schiedet. Es tritt am 1. April 2017 in Kraft und entwi-
ckelt erstmals auch Gültigkeit für die Diakonie und ihre 
Mitarbeitervertretungen. 

Aufgrund der Neugründung der Nordkirche 2012 
und der Neufassung des MVG-EKD 2013 war eine ver-
einheitlichte und rechtsgültige Übernahmefassung für 
die drei ehemaligen Landeskirchen notwendig gewor-
den. Die bisher das MVG direkt anwendenden diako-
nischen Einrichtungen sind nunmehr ebenfalls von die-
sem Kirchengesetz erfasst. 

Einige umstrittene Punkte sind trotz der gegentei-
ligen Stellungnahmen der Zusammenschlüsse der 
Mitarbeitervertreter*innen in dieses Gesetz eingeflos-
sen. So wurden einige weitergehende 
Mitbestimmungstatbestände gestrichen, der Umfang 
der Freistellung für den Vorstand des Gesamtaus-
schusses der Verfassten Kirche reduziert und festge-
schrieben (keine Verhandlungsspielräume wie bei den 
diakonischen Gesamtausschüssen!) und den 
Gesamtausschüssen (resp. Arbeitsgemeinschaften) der 
Diakonischen Werke wurde die zusätzliche Aufgabe, 
bei der Besetzung der Arbeitsrechtskommissionen mit-
zuwirken, auferlegt. 

Positiv zu vermerken ist der Wegfall der 
Kirchenzugehörigkeit für die Wählbarkeit in die MAV, 
getrübt durch die Passage, dass der Vorsitzende Mit-
glied einer ACK-Kirche sein soll. 

Da weder die Arbeitsgemeinschaften und Gesamt-
ausschuss der Diakonie noch der Gesamtausschuss der 
Verfassten Kirche Rede- und Stimmrecht in der Synode 
haben, blieb es dem Synodalen Thomas Francke 
(gleichzeitig Vorsitzender des Gesamtausschuss Nord-
kirche) vorbehalten, die Stellungnahme der Mitarbeiter-
vertreter *innen abzugeben und sich in den Einzelaus-
sprachen zu den jeweiligen Paragrafen zu Wort zu 
melden. Als Beobachter wurde deutlich, welch undank-
bare Aufgabe dies ist. Zum einen, weil deutlich spürbar 
war, dass das Gros der Synodalen in dieser Materie 
nicht zu Hause ist und zum anderen, weil der Gegen-
spieler als Jurist und sogenannter Experte eine unge-
heure Macht in diesem Gremium zu haben scheint. 
Dabei scheute er sich nicht, mit zum Teil merkwürdigen 
aber auch objektiv falschen Begründungen die Synoda-
len zu beeinflussen. So wurde von ihm behauptet, eine 
höhere Freistellung für den Gesamtausschuss sei schon 
deshalb nicht notwendig, weil die Mitarbeitervertre-

Nordkirche: 

Synode beschließt Ergänzungsgesetz

ter*innen von Haus aus bereits freigestellt seien. Dabei 
erwähnte er jedoch nicht, dass nach §20 MVG (Rege-
lungen zur Freistellung) die hierüber gewährten Freistel-
lungen gerade nicht für die Tätigkeit im Gesamtaus-
schuss verwendet werden dürfen. 

Besonders ärgerlich ist der §11 (2) des Kirchenge-
setzes, in dem die zusätzliche Aufgabe des Gesamtaus-
schusses der Diakonie beschrieben ist. Danach hat der 
Gesamtausschuss bei der Besetzung der regionalen und 
überregionalen Arbeitsrechtlichen Kommissionen mit-
zuwirken. 

Nicht nur, dass dieser Passus rechtssystematisch 
nicht in die Betriebsverfassung gehört, wurde doch 
auch deutlich, dass hiermit dem Willen der diako-
nischen Arbeitgeber insbesondere in 

Schleswig-Holstein Rechnung getragen wird. Diese 
versuchen seit Jahren gegen den eindeutigen Wider-
stand der diakonischen Mitarbeitervertretungen in der 
ehemaligen Nordelbischen Kirche eine regionale Ar-
beitsrechtliche Kommission ins Leben zu rufen. 

Die vorgetragene Begründung, hierdurch die schon 
existierende ARK in Mecklenburg auf rechtlich sichere 
Füße zu stellen, kann schon deshalb nicht überzeugen, 
weil auch bisher diese Rechtsordnung nicht im MVG, 
auch nicht im Ergänzungsgesetz der Mecklenbur-
gischen Kirche, normiert war. Niemand wird ernsthaft 
behaupten, dass die bisherige ARK Mecklenburg des-
halb illegal gewirkt hat. 

Vielmehr hat sich besagter Jurist selbst entlarvt und 
die obenstehende Interpretation bestätigt, als er in der 
Aussprache zu diesem Paragrafen davon sprach, nur 
durch diese zusätzlich aufgenommene Aufgabe könne 
der Gesamtausschuss, (Zitat): »gekapert« werden. Al-
lein diese Wortwahl, die im Übrigen niemanden in die-
ser Synode übel aufgestoßen zu sein scheint (es regte 
sich jedenfalls keinerlei Widerspruch oder war die Zeit 
schon zu weit fortgeschritten?), steht wohl für sich. 
Was hier noch von der viel beschworenen Dienstge-
meinschaft übrig bleibt, sei dahingestellt. 

Diese wurde aber dann, erneut, wir ahnen es 
schon, von dem bekannten Juristen plötzlich aufgeru-
fen, als es darum ging, den merkwürdigen Passus der 
Zugehörigkeit zu einer ACK-Kirche des Vorsitzenden 
der MAV zu begründen. Zwar sei dies eine Soll-Vor-
schrift, aber dies habe einen Appellcharakter und 
hänge eng mit der Dienstgemeinschaft zusammen. Die 
wirklich zu begrüßende Abschaffung der 
Wählbarkeitsvoraussetzung Kirchenzugehörigkeit wird 
auf inkonsequente Weise verwässert und dann auch 
noch mit dieser Argumentation. Zum Beispiel: In einer 
MAV mit 7 Mitgliedern ist nur einer in der Kirche. Nach 
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Interessant war auch eine Anmerkung, dass die Ent-
scheidung über das Arbeitsrecht nur von tariflich Be-
schäftigten gefällt werden solle. 

Sabine Daß, ver.di Nord, Claus Nölting  
und Kay Möller Rybakowski,  

Mitglieder der Tarifkommission Kirchlicher  
Arbeitnehmerinnen (TV KAT)

Nachtrag Kirchen.info-Redaktion
Zu fragen ist natürlich, warum innerhalb der Nordkirche 
mindestens fünf (!) verschiedene Tarife bzw. Richtlinien 
und ähnliches angewendet werden:

1. 	Tarifvertrag für die sogenannte verfasste (Landes)
Kirche (KAT)

2. 	Tarifvertrag für einige Tausend Beschäftigte in der 
Diakonie Hamburg und Schleswig-Holstein (KTD)

3. 	Arbeitsvertragsrichtlinien Diakonie Deutschland (sog. 
Dritter Weg)

4. 	Arbeitsvertragsrichtlinien Diakonie Mecklenburg-
Vorpommern (sog. Dritter Weg)

5. 	Einzelvertragliche Regelungen mit unbekannten In-
halten (sog. Erster Weg) 

 
 

Im Bereich der Nordkirche fand vom 2. bis zum 4. März 
2017 die Frühjahrssynode in Travemünde statt. Neben 
Änderungen des MVG stand auch die Diskussion um 
das einheitliche Arbeitsrecht der Nordkirche auf der Ta-
gesordnung. 
Als Vorbereitung auf die Herbstsynode, in der das Ar-
beitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz einen Schwer-
punkt bilden soll, haben ehrenamtliche Kolleg*innen 
von ver.di Synodale zu ihrer Haltung zum Tarifvertrag 
befragt. 
Die Auswertung, die auch der Landesbischoff mit Inte-
resse zur Kenntnis genommen hat, lässt folgende 
Schlüsse zu: 
Insgesamt war gerade im Vergleich zur letzten Synode 
eine größere Bereitschaft der Synodalen zu erkennen, 
mit ver.di zu sprechen, anscheinend haben die Berüh-
rungsängste etwas abgenommen. 
Von den 20 zufällig ausgewählten der insgesamt rund 
120 anwesenden Synodalen bewerteten fast alle einen 
Tarifvertrag positiv. Nur ein Befragter empfand die tarif-
vertragliche Arbeitszeitbegrenzung negativ. Alle 20 be-
fürworteten die Ausdehnung des Tarifvertrags, der bis-
her überwiegend in Schleswig-Holstein und Hamburg 
gilt, auf die Landeskirchen Mecklenburg und Pommern. 
Einige wünschten allerdings einen langsamen Prozess. 
Insgesamt wünschen sich die Befragten zusätzliche In-
formationen zum Thema, mehr Gelegenheit zum Aus-
tausch und auch mehr Transparenz. Die bisherigen An-
gebote aller Akteure in diesem Bereich wurden in der 
Vergangenheit jedoch leider nur wenig in Anspruch ge-
nommen. 

ginnen und Kollegen zu vertreten. Dieser Grundsatz 
wird wieder in Frage gestellt und dann mit dem Argu-
ment, dass dies gerade Ausdruck der Dienstgemein-
schaft sei. 

Nein: Wenn wir schon von Dienstgemeinschaft 
sprechen, dann gilt diese für alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, für alle Leitungskräfte und für alle Mitar-
beitervertreterinnen und Mitarbeitervertreter, ohne 
Ausnahme mit und ohne Kirchenmitgliedschaft. 

Wir können nur hoffen, dass die anstehende Novel-
lierung des MVG-EKD hier für Klarheit sorgt und keine 
Öffnung für die Landeskirchen mehr zugesteht, so dass 
dieser Passus obsolet wird. 

Hans-Jürgen Piest
Der Autor ist 1. Vorsitzender  
AG-MAV Schleswig-Holstein 

der Vorstellung des Synodalen ist er dann automatisch 
Vorsitzender? Auch wenn er nicht will, oder von seinen 
Mitstreitern in geheimer Abstimmung (§23 MVG-EKD) 
nicht gewählt wird, bzw. wird diese Abstimmung von 
vornherein obsolet? Das Gleiche kann auch in einer 
MAV mit überwiegend Kirchenmitgliedern geschehen: 
Welche Kriterien wendet eine MAV an, um ihren Vor-
sitzenden zu wählen: seine aufgrund seiner 
Persönlichkeit zu erwartende oder auch bekannte Kom-
petenz für dieses Amt oder seine Kirchenmitglied-
schaft? Ist er nur dann ein würdiges Gegenüber der 
Dienststellenleitung, wenn er Mitglied einer Kirche ist? 
Der Grundsatz, nach dem letztlich die Wählbarkeit in 
die MAV nicht mehr von der Kirchenzugehörigkeit 
abhängig ist, war: Jeder Mitarbeiter, der es wert ist, in 
einer kirchlichen oder diakonischen Einrichtung zu ar-
beiten, ist es auch wert, die Interessen seiner Kolle-

Nordkirche:

Positive Signale für einheitlichen Tarifvertrag
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Franziskus-Krankenhaus Berlin:

Katholisches Lohndumping
Outsourcing, Lohndumping, Kündigungen – die 
Maßnahmen katholischer Krankenhäuser zur Ko-
stensenkung unterscheiden sich nicht grundle-
gend von denen anderer Träger. Das zeigt das Bei-
spiel des Franziskus-Krankenhauses in Berlin, über 
das der Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) Ende 
März berichtete. 

Im November 2015 übernahm der Elisabeth Vinzenz 
Verbund (EVV) die altehrwürdige, aber defizitäre Klinik 
am Berliner Tiergarten. Seither geht es zur Sache. Un-
mittelbar nach der Übernahme wurden Küchenkräfte 
und Diätassistent*innen in eine EVV-eigene Servicege-
sellschaft ausgegliedert – zu deutlich schlechteren Kon-
ditionen. Wenige Monate später folgten Ausgliede-
rungen und Entlassungen in der Physiotherapie, im 
Labor, in der Bettenzentrale sowie in der Haustechnik. 
34 zum Teil langjährige Beschäftigte erhielten die Kün-
digung, unter ihnen auch Mitglieder der Mitarbeiterver-
tretung.

In einer Stellungnahme des katholischen Trägers 
zum RBB-Bericht heißt es, den Betroffenen seien »bei 
Interesse und Eignung Weiterbeschäftigungsmöglich-
keiten innerhalb des EVV oder in eigenen Dienstlei-
stungsgesellschaften mit marktüblichen Tarifstrukturen« 
angeboten worden. Wie diese »marktüblichen Tarif-
strukturen« genau aussehen, ist der Pressemitteilung 
leider nicht zu entnehmen. Sicher ist wohl, dass sie weit 
unter dem Niveau der sonst im Franziskus geltenden 
Arbeitsvertragsrichtlinien liegen.

Einen Widerspruch zur christlichen Sozialethik sieht 
die Spitze des katholischen Gesundheitskonzerns darin 
nicht, der nach eigenen Angaben rund 7.000 Men-
schen an Standorten in Berlin, Dresden, Eutin, Halle/
Saale, Hildesheim, Hofheim, Magdeburg, Lahnstein und 
Reinbek bei Hamburg beschäftigt. Diese Sozialethik be-
deute nämlich, »die knappen Mittel maximal in den 
Dienst der Patientenversorgung zu stellen«. Die Rah-
menbedingungen veranlassten alle Krankenhausträger, 
»die patientenfernen Dienstleistungen umzustrukturie-
ren und an darauf spezialisierte Unternehmen zu verge-
ben«, heißt weiter. Nur so könnten sich die Kliniken auf 
ihre Hauptaufgabe, die bestmögliche Versorgung der 
Patienten, konzentrieren.

»Die Stellungnahme des Elisabeth Vinzenz Ver-
bundes lässt tief blicken«, sagt ver.di-Sekretär Kalle 
Kunkel. Zum einen seien auch die Beschäftigten in der 
Physiotherapie und in den Dienstleistungsbereichen für 
eine gute Patientenversorgung unerlässlich. Zum ande-
ren könne sich der katholische Träger nicht damit he-
rausreden, dass auch anderswo Bereiche ausgegliedert 
und fremdvergeben werden. »Die kirchlichen Betreiber 
betonen sonst immer den angeblich so fairen Umgang 
mit den Beschäftigten in der `Dienstgemeinschaft .́ Die 
Realität nicht nur im Franziskus-Krankenhaus ist eine 
ganz andere«, sagt der Gewerkschafter. »Die Kirchen 
und ihre Wohlfahrtsverbände haben mehr als eine Milli-
on Beschäftigte. Statt das von den privaten Konzernen 
forcierte Lohndumping mitzumachen, könnten sie 
einen anderen Weg einschlagen.«

Daniel Behruzi

4. November 2011: Demonstration auf dem Magdeburger Domplatz                                      Foto: Christian Jungeblodt
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viel zu selten die Frage aufwirft, warum das Betriebs-
rätegesetz von 1920 die Kirchen (und den öffentlichen 
Dienst) eben nicht aus seinem Wirkungsbereich ausge-
schlossen hatte, obwohl auch damals schon Artikel 137 
WRV in Geltung war. 

Kirchenbeschäftigte werden separiert
Funktionen und Folgen formaler Ordnungen: Selbst 
wenn es nicht die erklärte oder unerklärte Absicht der 
kirchlichen Regelwerke war, die Beschäftigten der Kir-
chen und ihre Wohlfahrtsverbände von den weltlichen 
Beschäftigten zu separieren, so ist dies doch vorzüglich 
gelungen. Mit MAVO und MVG wird verhindert, dass 
Arbeitnehmer*innen der kirchlichen Wohlfahrtsverbände 
mit Kolleginnen und Kollegen derselben Branche in Kon-
takt kommen: auf Veranstaltungen (Fortbildungen, Se-
minaren, Tagungen) wird man sich eher nicht begegnen, 
denn dort geht es um die jeweils spezifischen Systeme. 

Intern sehen praktisch alle kirchlichen Regelwerke 
Diskriminierungen zwischen Religions- und Konfessi-
onszugehörigen vor: Ob man für die MAV wählbar ist 
oder eine bestimmte Funktion in der MAV einnehmen 
kann, kann auch eine Frage der Konfession und der Re-
ligion sein. Die Unterschiede gibt es auch konfessionsin-
tern: Bayerische MAV-Vorsitzende müssen katholisch 
sein, bei MAV-Vorsitzenden außerhalb der bayerischen 
Diözesen ist das nicht zwingend. Warum das so ist? 
Niemand weiß es.

Wenig Vertrauen in Beschäftigte
Dass die kirchlichen Regelwerke den Beschäftigten 
mehr Vertrauen schenken als die weltlichen Vorbilder, 
kann man auch nicht behaupten: Sie bleiben in aller 
Regel mehr oder weniger weit hinter ihren Vorbildern 
zurück. Den Beschäftigten, deren besondere Identifika-
tion mit Zielen der Einrichtungen in den Präambeln vo-
rausgesetzt wird, wird dann doch nicht so sehr getraut, 
dass man sie mit denselben Rechten ausstatten könnte, 
wie das im weltlichen Bereich der Fall ist. Und die Fall-
höhe sorgt dafür, dass die Organisationen im kirch-
lichen Mitbestimmungsbereich sich sehr viel stärker mit 
Verbesserungen und Novellierungen beschäftigen, mit 
denen man sich den weltlichen Vorbildern anzunähern 
sucht, als mit Fragen der betrieblichen Anwendung. 
Ungezählt sind die Veranstaltungen, die die Weiterent-
wicklung der betrieblichen Mitbestimmung bei den Kir-
chen zum Gegenstand haben, dünn sind die Erfolge. 

Doppelzüngigkeit
Für den Ausschluss der kirchlichen Wohlfahrtsverbände 
aus dem Betriebsverfassungsrecht hat ein einziger Satz 

Wenn sich Kolleginnen und Kollegen verschiedener Kli-
niken einer Stadt treffen und die Sprache auf die be-
triebliche Mitbestimmung in ihren jeweiligen Betrieben 
kommt, kann es durchaus passieren, dass beim beab-
sichtigten Erfahrungsaustausch nach Berichten über die 
Tätigkeit des Betriebsrats in der privaten Klinik und des 
Personalrats der öffentlichen Klinik auch die Mitarbei-
tervertreterin der Caritas-Klinik ihre Kenntnisse über die 
Rechte nach der Mitarbeitervertretungsordnung bei-
steuert und die Kollegin aus der Diakonie-Klinik die 
Praxis ihrer MAV gemäß dem Mitarbeitervertretungsge-
setz thematisiert. 

Dass man sich auf diesem Hintergrund dann über 
gemeinsame Erfahrungen, Erfolge und Probleme kon-
struktiv austauscht, ist eher unwahrscheinlich: Das Ge-
spräch wird über kurz oder lang in einem Vergleich der 
Ordnungen und Gesetze versanden. Denn die Unter-
schiede der Regelwerke sind trotz ähnlicher Zielsetzung 
(der demokratischen Beteiligung der 
Arbeitnehmer*innen an der Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen) dann doch so groß, dass die Differenzen 
nur noch von juristisch versierten Expert*innen, 
Kommentator*innen und Berater*innen zu überschau-
en sind. 

Betriebsverfassungsgesetz für alle gedacht
In Vergessenheit ist geraten, dass die Vorstellungen von 
Arbeitnehmer*innen und Gewerkschaften Anfang der 
fünfziger Jahre eher dahin ging, das Betriebsverfas-
sungsgesetz als einheitliches Gesetz für alle privaten 
sowie öffentlichen Betriebe und Verwaltungen zu reali-
sieren. Das durchzusetzen ist bekanntlich nicht gelun-
gen. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1952 hat den 
öffentlichen Dienst und, nach Intervention der Kirchen, 
auch diese und ihre Wohlfahrtsverbände von seinem 
Anwendungsbereich ausgenommen. Für den öffent-
lichen Dienst wurden ab 1955 das Bundespersonalver-
tretungsgesetz und in der Folge Landespersonalvertre-
tungsgesetze erlassen. Erst sehr viel später haben sich 
die Kirchen mit ihren Wohlfahrtsverbänden eigene 
»Mitarbeitervertretungsordnungen« und »Mitarbeiter-
vertretungsgesetze« gegeben. Im evangelischen Be-
reich gibt es zahlreiche Mitarbeitervertretungsgesetze 
bzw. landeskirchliche Abweichungen vom MVG.EKD, in 
der katholischen Kirche gibt es für jede Diözese eine ei-
gene Mitarbeitervertretungsordnung, die sich mehr 
oder weniger an der sogenannten Rahmen-MAVO der 
Deutschen Bischofskonferenz orientieren. 

Juristisch begründet wird der Sonderweg der Kir-
chen üblicherweise mit »Artikel 140 in Verbindung mit 
Artikel 137 Weimarer Reichsverfassung«, was allerdings 

Weltliche und kirchliche Betriebsverfassungen:

Bollwerk gegen die Solidarität
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(BetrVG § 118, Satz 2) genügt. Von Juristen wird diese 
Bestimmung gelegentlich als zwingende Folge der 
grundgesetzlich garantierten Religionsfreiheit betrach-
tet; allerdings kann man sich dann schon fragen, ob in 
den zahlreichen anderen europäischen Ländern, die 
derartige Sonderrechte den Kirchen nicht einräumen, 
tatsächlich die Religionsfreiheit missachtet wird. Und 
die Kirchen protestieren auch nicht regelmäßig gegen 

den Gesetzgeber, wenn dieser mal wieder in Schutzge-
setzen den Kirchen Sonderrechte zubilligt. 

So sehr die Kirchen in ihren Soziallehren die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
hochhalten und loben, so wenig nutzen sie im eigenen 
Bereich die Möglichkeit, die allgemeinen Normen der 
Mitbestimmung im eigenen Bereich vorbildlich auszu-
gestalten.

Christof Mock

Indirekte Steuerung:

Moderne Arbeitsorganisation  
gefährdet Beschäftigte
Heute stehen betriebliche Interessenvertreter*innen vor 
schwierigen Herausforderungen: Häufig stellen Kolle-
ginnen und Kollegen die Verantwortung für ihre Arbeit, 
für Klient*innen und ihre Einrichtung über die eigenen 
Interessen. Dabei arbeiten sie anscheinend freiwillig 
länger oder sie setzen sich zunehmend gegenseitig 
unter Druck.

Für ein Verständnis der Ursachen dieser Entwick-
lung ist der Begriff der indirekten Steuerung sehr hilf-
reich. Er erklärt wie, warum und mit welchen Folgen 
die Beschäftigten nicht mehr direkt durch Anwei-
sungen, sondern indirekt, durch das Setzen von Rah-
menbedingungen gesteuert werden.

Der Begriff der indirekten Steuerung wurde im Jahr 
1998 von dem Philosophen Klaus Peters geprägt. Be-
reits in den neunziger Jahren hatten er, Wilfried Gliß-
mann, Betriebsratsvorsitzender bei IBM Düsseldorf, und 
Stephan Siemens bei IBM Düsseldorf neue Manage-
ment-Formen analysiert und dies in interdisziplinären 
Arbeitsgruppen diskutiert. Die Unternehmen setzen auf 
Methoden der Selbstorganisation. Dies bedeutete nicht, 
dass sich die Beschäftigten selbst organisieren – es geht 
den Unternehmen vielmehr um sich selbst organisieren-
de Prozesse. Diese führen dazu, dass die Kolleginnen 
und Kollegen in ihrer Arbeit Unternehmerfunktionen 
wahrnehmen müssen, was ihnen allerdings unbewusst 
bleibt, schreiben Wilfried Glilßmann und Klaus Peters 
2001 in »Mehr Druck durch mehr Freiheit«.

Während anfangs die Auto-Industrie und der Be-
reich IT als führend für diese neue Form der Arbeitsor-
ganisation angesehen wurden, hat sich die indirekte 
Steuerung heute in nahezu allen – auch mittelstän-
dischen – Unternehmen, Behörden, Einrichtungen 
durchgesetzt. 

Doch welche Folgen hat dies für Beschäftigte?
Klaus Peters beschäftigte sich anschließend mit den Fol-
gen für die einzelnen Kolleginnen und Kollegen: Durch 

die Verfolgung der unternehmerischen Inte-
ressen gefährden sie sich selbst. Er bezeich-
nete dies als »interessierte Selbstgefähr-
dung«, der man durch gemeinsame Selbst-
reflexion begegnen kann. Der Soziologe 
Dieter Sauer beschrieb 2013 in »Die organi-
satorische Revolution« die organisatorischen 
Veränderungen in den Unternehmen. Peters 
und Sauer sahen 2006 in »Indirekte Steue-
rung – eine neue Herrschaftsform« die indi-
rekte Steuerung als eine Übergangsform zur 
Freiheit der Individuen in der Arbeit an.

Der Philosoph Stephan Siemens stellte 
ab 2008 eine Verbindung zwischen indi-
rekter Steuerung und einer zunehmenden 
Ausbreitung von Burnout her und er nahm die Ergeb-
nisse der Arbeits- und Organisationspsychologie auf: 
Gruppendynamische Prozesse in Teams werden durch 
indirekte Steuerung zunehmend für die Profitinteressen 
der Unternehmen und Einrichtungen genutzt. So etwa 
in »Burnout – eine Folge der Neuen Organisation der 
Arbeit« und »Das unternehmerische Wir«, Schriften, die 
gemeinsam mit der Autorin entstanden. Stephan Sie-
mens prägte den Begriff der »Ich-Wir-Struktur« und 
»Das unternehmerische Wir«: Wir im Team nehmen 
Unternehmerfunktionen wahr und Ich, Du, Er, Sie – wir 
als Einzelne – müssen tun, was WIR uns vorgenommen 
haben. WIR haben mehr Macht als jeder Einzelne von 
uns und wir setzen uns gegenseitig unter Druck – Füh-
rungskräfte müssen diesen unmittelbar gar nicht mehr 
ausüben. Mit Kommentaren wie z.B. »Heute schon Fei-
erabend?« spornen wir uns gegenseitig an, die Arbeits-
zeit freiwillig zu verlängern. Das Gefühl der gemein-
samen Verantwortung für die Versorgung der 
Klient*innen bringt uns zu Arbeits-Hochleistungen. 
Diese werden jedoch von den Einrichtungs-Leitungen 
nicht als solche gewürdigt, sondern als Ergebnis der ge-
schickten Organisation der Arbeit angesehen. Aggressi-
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onen richten sich in Teams häufig nicht mehr gegen 
Führungskräfte, sondern gegeneinander – bis hin zu 
Mobbing.

Wie können wir der indirekten Steuerung 
begegnen? 
Mit der Organisation der Arbeit durch den Arbeitgeber 
können wir uns nur durch eigenständige – gewerk-
schaftliche – Organisierung auseinandersetzen.  
Nur dann, wenn indirekte Steuerung breit diskutiert 
wird, können Gegenmaßnahmen beispielsweise im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung psychischer Bela-
stungen durchgesetzt werden. 

Die Aktionen Ultimatum und Notruf, nachzulesen in 
»Gegendruck« und »Notruf Charite 2014/2015«, im 
ver.di-Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohl-
fahrt und Kirchen haben Ansätze dazu aufgezeigt: Ak-
tives Handeln und gewerkschaftliche Organisation 

konnten hier mit einer Reflexion in den Teams verbun-
den werden. In einigen ver.di-Fachbereichen laufen 
Kampagnen zu indirekter Steuerung an. Wenn die 
Interessenvertreter*innen langfristig nicht als »Betriebs-
polizei« zu Gegner*innen ihrer Kolleginnen und Kolle-
gen werden wollen, müssen sie die Auseinanderset-
zung mit indirekter Steuerung selbst in die Hand 
nehmen und eine Reflexion der indirekten Steuerung 
auf allen Ebenen ermöglichen. 

Langfristig können und müssen wir lernen, die Un-
ternehmerfunktionen nicht nur im Interesse der Einrich-
tungen, sondern auch im eigenen Interesse wahrzuneh-
men. Wenn der Arbeitgeber den unternehmerischen 
Löffel abgibt, müssen wir ihn nehmen – aber wir müs-
sen auch Essen lernen. 

Martina Frenzel
Die Autorin ist Psychologin und arbeitet  

zu dem Thema indirekte Steuerung. 

ckeln können, eben so wenig wie ein Bewusstsein für 
soziale Rechte und Mitbestimmungsrechte im Betrieb. 
Dem geringen Ansehen des Pflegeberufes in der Öf-
fentlichkeit entspricht auch das meist geringere 
Selbstbewusstsein der Pflegekräfte.

Entgrenzung der Arbeitszeit
Neuere Untersuchungen heben den Widerspruch  
zwischen hohem Engagement in der beruflichen Tätig-
keit und die gleichzeitig empfundene sehr hohe Bela-
stung heraus. Anders als in der Industrie oder den öf-
fentlichen Verwaltungen nehmen die Pflegekräfte in 
den Heimen ihre schlechte Arbeitssituation als gegeben  
hin und organisieren eher ausnahmsweise kollektiven 
Widerstand. »Sie zeigen sehr viel Verständnis für die Er-
wartungen der Vorgesetzten oder auch Kolleg*innen 
ständig flexibel einsetzbar zu sein. Sie denken selber 
den engen Zeitrahmen, die prekäre ökonomische Si- 
tuation der Einrichtungen und damit die ständige Per-
sonalknappheit ganz automatisch mit. Sie beschreiben 
es als selbstverständliche (und unabänderliche) Tatsa-
che, dass es für Pflegeeinrichtungen eben nicht mehr 
Geld gibt und dass sie daher bereit sein müssen, dies 
durch ihren persönlichen Einsatz auszugleichen«, 
schreibt Iris Nowak 2011 in »Prekäre Arbeitsverhältnisse 

Aktuelle Untersuchungen an hessischen Kranken-
häusern – die auch übertragen werden können 
auf die Altenpflege – belegen den immer noch 
vorherrschenden besonderen Berufsethos und 
dass sich die Pflegekräfte verantwortlich für 
»ihre« Patient*innen fühlen. 

»Freiwillige« Mehrarbeit
Diese Einstellung geht natürlich zu Lasten der 
Pflegekräfte. »Die Mehrzahl der Pflegekräfte versucht, 
in Belastungssituationen durch Mehrarbeit die Pflege-
qualität auf gleichbleibend hohem Niveau zu halten, 
weil ihrer Ansicht nach bei der Pflege eigentlich "keine 
Abstriche" gemacht werden können. Dies geschieht 
durch schnelleres Arbeiten, gleichzeitige Versorgung 
mehrerer Patient*innen oder das Arbeiten über das 
Schichtende hinaus. Diese Strategie der Kompensation 
von Belastungsspitzen geht zu Lasten der Pflegekräfte 
und kann auf die Dauer zu körperlichen oder psy-
chischen Beeinträchtigungen führen«, stellt Bernhard 
Braun in seinem Gutachten zur Situation der Pflege in 
hessischen Akutkrankenhäusern von 2004 fest. 

Die Bezahlung in der Pflege war traditionell schlecht 
und dies setzte sich auch lange fort, da das Einkommen 
der Frauen in der Pflege als Zuverdienst betrachtet 
wurde. Dies erklärt den eigenen Entwicklungspfad, den 
die Pflege abweichend von der industriellen Arbeit, 
aber auch abweichend von den öffentlichen Verwal-
tungen eingeschlagen hat: Die Pflege ist ein Niedrig-
lohnbereich, ein »Facharbeiterbewusstsein« hat sich 
(bis auf jüngere Ausnahmen im Krankenhausbereich 
und insbesondere in der Funktionspflege) nicht entwi-

Altenpflege: 

Entgrenzung der Arbeitszeit
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in Gesundheitseinrichtungen – am Beispiel stationärer 
Altenpflege«. 

Die Konsequenzen dieses besonderen Berufsver-
ständnisses sind für viele Pflegekräfte gravierend. Es 
führt zu einer Entgrenzung der Arbeitszeit, das ge-
samte Alltagsleben stellt sich auf die Anforderungen 
der Pflegeheime ein, es gibt keine zuverlässige und 
langfristig geplante Freizeit mehr für die Familie und 
Freunde. Dies erklärt auch die hohe Zahl an Depressi-
onen und Fällen von Burnout in der Pflege und das 
frühzeitige Ausscheiden aus dem Beruf bzw. den »frei
willigen« Wechsel in ein Teilzeitarbeitsverhältnis. 

Besonders fatal ist, dass diese Entwicklung den Pfle-
geberuf für junge Menschen unattraktiv macht und die 
Gewinnung von Auszubildenden für diesen Beruf 
immer schwieriger wird.

Indirekte Steuerung
Gefördert wird die maßlose Ausnutzung der Arbeits-
kraft durch die neuen Managementstrategien der »in-
direkten Steuerung«, beschreibt Kalle Kunkel 2016 das 
Phänomen in »Gute Arbeit. Digitale Arbeitswelt – 
Trends und Anforderungen«. Entscheidend für die Per-
sonalausstattung ist nicht mehr der vorhandene Pflege-
bedarf, sondern die Erlössituation der Einrichtung. 
Wohn-/Abteilungsleitungen bekommen ein bestimmtes 
Budget zugewiesen und sollen nun selbst sehen, wie 
sie mit dem zugewiesenen knappen Personal die Pflege 
organisieren. Aushilfen sollen sie selbst untereinander 

organisieren, ggf. selbst 
andere Kolleg*innen an-
rufen und aus dem Frei 
holen. Wenn sie die Pau-
sen nicht einhalten kön-
nen oder länger arbeiten 
müssen, ist dies ihr »per-
sönliches« Problem.

»Gute Arbeit« bis zur Rente – eine Utopie?
Die Untersuchungen des DGB zur »Guten Arbeit« 
geben Ausschluss darüber, dass ein Großteil der 
Altenpfleger*innen sich nicht vorstellen kann, die jetzi
ge Tätigkeit bis zum Rentenalter ausüben zu können. 
Dies weist auf einen dringenden Handlungsbedarf hin, 
alternsgerechte Arbeitsplätze in der Pflege einzurichten. 
Kommt den Mitarbeiter*innen nämlich die berufliche 
Perspektive abhanden, fördert dies im besonderen 
Maße die Kündigung und den Ausstieg aus dem Beruf 
und für die Einrichtung geht wichtiges Knowhow verlo-
ren.

Es geht um die nachhaltige Erhaltung der Arbeitsfä-
higkeit, auch und besonders im Alter. Das erfordert 
eine Anerkennung der Rolle der Mitarbei
tervertretungen, Betriebsräte und Gewerkschaft. Sie 
haben aus der Geschichte heraus eine Schutzfunktion 
für die Beschäftigten, sie helfen Missstände zu benen-
nen und können gemeinsam mit der Leitung auf Abhil-
fe drängen. 

Erhard Schleitzer

Nord
Sabine Dass
Tel. 0451 / 8100-716
sabine.dass@verdi.de

Hamburg
Dr. Arnold Rekittke
Tel. 040 / 2858-4147
arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen-Bremen
Annette Klausing
Tel. 0 511 / 12400-256
annette.klausing@verdi.de

Hessen
Georg Schulze-Ziehaus
Tel. 069 / 2569-1322
georg.schulze-ziehaus@verdi.de

Nordrhein-Westfalen
Maria Tschaut
Tel. 0211 / 61824-164
maria.tschaut@verdi.de

Berlin
Kalle Kunkel
Tel. 030 / 8866-5258
kalle.kunkel@verdi.de

SAT (Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen)
Thomas Mühlenberg
0341 / 52901-111
thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz/Saarland
Frank Hutmacher
Tel. 06131 / 9726-130
frank.hutmacher@verdi.de

Bayern
Kathrin Weidenfelder
Tel. 089 / 59977-1033
kathrin.weidenfelder@verdi.de

Baden-Württemberg
Irene Gölz
Tel. 0711 / 88788-0330
irene.goelz@verdi.de

ver.di Bundesverwaltung
Berno Schuckart-Witsch
Tel. 030 / 6956-1885
berno.schuckart-witsch@verdi.de

Unsere Ansprechpartner*innen in den ver.di-Landesbezirken
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Die Geschichte der Arbeit in der Pflege ist eine gänzlich 
andere als die in der industriellen Produktion oder auch 
im Verwaltungsbereich. Die Arbeit im Gesundheitsbe-
reich wurde ab Mitte des 19. Jahrhunderts für lange 
Zeit durch die Arbeit in christlichen Einrichtungen be
stimmt. Für die Pflege waren die Frauen zuständig, die 
in einer dienenden Ergänzung zur (männlichen) Medizin 
für die mitmenschliche Zuwendung zuständig waren. 
Neben den Diakonissen und den katholischen Pflegeor
den gewann auch das Rote Kreuz an Bedeutung, das 
das Konzept des Mutterhauses der Orden im Wesent-
lichen mit übernahm.

»Dasein-für-andere« 
»Bei den Ordensschwestern war das ‚Dasein-für-ande-
re’ auf der einen Seite zeitlich nahezu unbegrenzt mög-
lich… Ordensschwestern waren genügsame und belast-
bare Arbeitskräfte. Sie arbeiteten solange, wie es ihre 
Kräfte erlaubten, sie erfüllen die Aufgaben, die ihnen 
gestellt werden, an den Arbeitsorten, die ihnen zuge-
wiesen werden. Ordensschwestern gehen nicht in 
Rente, sie bekommen keine Kinder, sie müssen nicht 
auf freie Tage eines Partners achten, sie wollen selbst 
keine freien Tage.

Ordensschwestern haben keinen Dienstschluss und 
keinen Tarifvertrag, sie gehen immer früh genug ins 
Bett, sie trinken und sie rauchen nicht. Da die 
Ordensschwester rund um die Uhr anwesend ist und 
keine festen Dienstzeiten hat, ist sie auch rund um die 
Uhr verfügbar. Sie ist zudem von Arbeitsleistungen au-
ßerhalb ihres sozialen Dienstes entlastet und verfolgt 
kaum individuelle Interessen, die mit der Arbeit in Kon-
flikt geraten könnten… Der Zweck der Betreuungslei-
stungen der Ordensschwestern liegt darin, über die 
Fron helfender Arbeit Gott näher zu kommen – sie liegt 
nicht primär im Wohl des Klienten«, schreibt Wolfgang 
Dunkel 2011 im »Handbuch sozialer Dienste«.

»Die freiberufliche Krankenpflege wurde im 19. 
Jahrhundert zum idealen Frauenberuf hochstilisiert, in 
dem sich alle Tugenden bürgerlicher Sittlichkeit zu ver-
einigen schienen – Begriffe wie Demut, Aufopferung 
und Dienen und Selbstlosigkeit wurden untrennbar mit 
der fachlichen Qualifikation verwoben. Die fatalste 
Folge dieser Zuschreibung war die Unmöglichkeit, auf 
dieser Basis berufliche Rechte und angemessene Ar-
beitsbedingungen zu fordern, die sich dementspre-
chend auch erst sehr spät und nur zögernd durch-
setzten«, so Hilde Steppe 1986 in »Krankenpflege im 
Nationalsozialismus«.

Pflege:

Vom »Dasein-für-andere« zur indirekten  
Steuerung

Krankenpflegeverbände gegen die Einführung 
des 8-Stunden-Tages
Anfang des 20. Jahrhunderts waren rund 75 Prozent 
der in der Krankenpflege Beschäftigten kirchlich bzw. 
an Mutterhäuser gebunden. Zwar stieg die Zahl der so 
genannten freien Schwestern nach dem Ersten Welt-
krieg stark an, doch die Berufsverbände pflegten den 
besonderen Arbeitsethos weiter. Als 1919 der Gesetz-
entwurf für die Einführung der 48-Stunden-Woche  
vorgelegt wurde, liefen die meisten Krankenpflegever
bände Sturm gegen die Arbeitszeitverkürzung.  
»Petitionen, Mitgliederbefragungen (z.B. der DRK-
Schwesternschaft), Artikel in Zeitschriften machten 
deutlich, dass die ordnungsgemäße Versorgung der  
Patienten nicht mit dem 8-Stundentag zu vereinbaren 
sei. Alle Gegenbeweise wurden nicht anerkannt, son-
dern wieder als sozialistische Machwerke verteufelt. 
Der Widerstand gegen die Arbeitszeitverkürzung 
wurde leider auch stark mitgetragen vom Pflegeperso-
nal selbst, so dass der Gesetzesentwurf zurückgezogen 
wurde«, schreibt Hilde Seppe weiter. Die Berufsorgani-
sation von Agnes Karl vermerkte mit Stolz, dass sie als 
Vertreterin der Arbeitnehmer*innen zusammen mit den 
Arbeitgebern gegen die Einführung des 8-Stundentages 
gestimmt habe.

1924 wurde daraufhin die gesonderte Verordnung 
über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanstalten be-
schlossen, die eine Arbeitszeit von 60 Stunden wö-
chentlich ermöglichte. 

Heiratsverbot
Die kirchlichen Mutterhäuser waren auch die schärfsten 
Gegner einer staatlich geregelten Ausbildung. Sie 
wandten sich dagegen, dass die Ausübung der 
krankenpflegerischen Tätigkeiten für alle offen sein 
sollte, unabhängig von der christlichen Motivation. Au-
ßerdem kritisierten sie scharf die staatliche geregelte 
Ausbildung, weil sie dadurch eine unzumutbare staatli-
che Kontrolle fürchteten, so Hilde Steppe. Ein Schlag-
licht auf das zu dieser Zeit noch verbreitete Berufs-
ethos wirft eine Meldung der Gewerkschaft von 1929, 
dass das letzte Heiratsverbot für freie Schwestern auf-
gehoben sei.

Berufsethos wirkt noch in die Bundesrepublik 
hinein
Diese Arbeitszeitordnung von 1924 mit der 60-Stun-
den-Woche galt bis 1996 fort! Das führte dazu, dass 
im Pflegebereich die durchschnittliche wöchentliche Ar-
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beitszeit wesentlich über dem Durchschnitt der anderen 
Berufe in der Bundesrepublik lag. Die durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit der Beschäftigten im Pflegedienst 
betrug 1956 immer noch 60 Stunden, 1961 sank sie 
auf 48 Stunden, 1970 auf 45 Stunden und erst 1974 
wurde die 40-Stunden-Woche eingeführt und die Be-
schäftigten in der Pflege damit den übrigen Beschäftig
ten im öffentlichen Dienst gleichgestellt.

Die Arbeit im pflegerischen Bereich wurde in vielen 
Einrichtungen in Deutschland noch bis in die sechziger 
Jahre stark von Ordensschwestern geprägt. Auch nach 
Gründung der Bundesrepublik herrschte lange das  
Gesellschaftsbild vor, dass Frauen nach der Familien
phase die pflegerischen Arbeiten übernehmen, weil sie 
wegen ihrer »mütterlichen Kompetenzen« und »von 
Natur aus« dazu geeignet seien. Krankendienst wird 
nach dem zunehmenden Ausscheiden der Ordens-
schwestern aus der Pflege nicht mehr als Gottesdienst, 
sondern als Dienst am Kranken gesehen. »Die Pflege 
befindet sich weiterhin in einer widersprüchlichen Posi-
tion zwischen Lohnarbeit und ‚Liebesdienst‘«, so Wolf-
gang Dunkel. Bis noch in letzte Zeit wurde (wird?) der 
Pflegeberuf überwiegend als reiner Frauenberuf ange-
sehen. 

Indirekte Steuerung
An dieses Verständnis der Pflegetätigkeit schließen die 
Arbeitgeber in der Pflege an, wenn sie die »Eigenver-
antwortung« der Pflegenden für ihre Tätigkeit an den 
Patient*innen bzw. Klient*innen betonen. Das beson-
dere Berufsethos bringt die Pflegenden auch unter 
schlechtesten Arbeitsbedingungen dazu, sich für »ihre« 
Patient*innen aufzuopfern. Der Arbeitgeber stiehlt sich 
aus seiner Verantwortung und drückt die Verantwor-
tung für die ordnungsgemäße Versorgung der 
Patient*innen den Pflegekräften auf.

Diese Arbeitssituation führt dazu, dass die Pfle-
genden ihre Lebensführung den Erfordernissen der 
Pflegetätigkeit unterordnen. Besonders in der Pflege 
wird nicht wie in anderen Berufen eine klare Grenze 
zwischen Arbeit und Privatleben gezogen. Gegen diese 
Entgrenzung der Arbeit müssen Gegenpositionen bezo-
gen werden.

Maßnahmen gegen die Entgrenzung der Arbeit
Verbindliche Dienstpläne, kein Holen aus dem Frei,  
Bezahlung der Überstunden und vor allem:
Ausreichende Personalbesetzung durch verbindliche 
Personalanhaltszahlen.

Erhard Schleitzer

Dissertation: 

Kirchenbeschäftigte dürfen doch streiken

Im November 2016 hat der renommierte Nomos-Verlag 
eine ungewöhnliche juristische Dissertation veröffent-
licht. Die Arbeit steht in ihren wesentlichen Ergebnissen 
völlig konträr zum Mainstream bundesdeutscher und 
vor allem kirchennaher Juristinnen und Juristen. Denn 
es geht um das Streikrecht kirchlicher Beschäftigter und 
um das »Selbstbestimmungsrecht« der Kirchen (nach 
Artikel 140 GG). Christian Arleth gibt jedenfalls der 
Sicht der Gewerkschaft ver.di Recht, dass kirchlichen 
Beschäftigten das Streikrecht nicht verwehrt werden 
darf.

In einem ersten Schritt weist Arleth nach, das 
Selbstbestimmungsrecht nach Art. 140 GG – dem 
Wortlaut nach eigentlich nur ein »Selbstverwaltungs-
recht« – komme nur den Religionsgemeinschaften sel-
ber zu, nicht den »lediglich zugeordneten genuin wirt-
schaftlichen bzw. zivilen Einrichtungen. Gemeint sind 
die kirchlichen Wohlfahrtsverbände Caritas und Diako-
nie mit ihren etwa 1,1 Millionen Beschäftigten. Erstes 
Ergebnis also: Das »Selbstbestimmungsrecht der Kir-
chen« gilt nur für die Kirchen selber, nicht für die zuge-
ordneten Wohlfahrtsverbände – vor allem Caritas und 
Diakonie.

Im zweiten Schritt zeigt Arleth sehr überzeugend, 
dass sich das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen – be-

reits vom Wortlaut her – auf die »eigenen Angelegen-
heiten« beschränkt. Er übernimmt dabei die sehr plausi-
ble begriffliche Klarstellung von Professor Bernhard 
Schlink, der in der Juristenzeitung 2013 darstellte, was 
mit eigenen Angelegenheiten nur gemeint sein kann. 
Danach lasse sich folgende Unterscheidung treffen: Es 
gibt eigene, fremde und gemeinsame Angelegenheiten. 
Konkret: »Was allein mich angeht und ich mit mir allei-
ne ausmachen kann, sind meine, was allein dich angeht 
und du mit dir alleine ausmachen kannst, deine Ange-
legenheiten.« Auf Kirchen übertragen heißt das: »Wie 
sie sich organisiert, welche Ämter sie einrichtet, welche 
Rituale sie entwickelt, welche Ereignisse sie veranstaltet 
und welche Kultur und Tradition sie pflegt, ist ihre An-
gelegenheit.« Und weiter: »Die Erfüllung der Aufgaben 
ist allerdings nur dann ihre Angelegenheit, wenn sie 
niemand anderen dafür braucht und sich in niemandes 
anderen Leben einmischt. Braucht sie für die Erfüllung 
der Aufgabe jemand anderen, mischt sie sich bei ihr in 
jemandes anderen Leben ein, dann wird ihre Angele-
genheit zu einer gemeinsamen Angelegenheit«, so 
Schlink. Für die kirchlichen Wohlfahrtsverbände stellt 
Arleth klar: »Beim Betrieb karitativer bzw. diakonischer 
Einrichtungen durch Kirchen handelt es sich nicht um 
alleinige, sondern um gemeinsame Angelegenheiten, 
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da zur Erfüllung der gestellten Aufgaben zahlreiche 
profane Arbeitskräfte gebraucht werden, deren private 
Interessen als Arbeitnehmer tangiert werden.«

Im dritten Schritt geht Arleth auf sein Kernthema 
ein, das Streikrecht kirchlicher Beschäftigter. Da auch 
die Kirchen an Grundrechte gebunden sind, könne »die 
Geltung von Art. 9 Abs. 3 GG in kirchlichen Einrich-
tungen … nicht in Frage stehen.« Dies folge schon aus 
Satz 2 des Grundgesetzartikels, in dem es heißt: »Abre-
den, die dieses Recht einschränken oder zu behindern 
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen 
sind rechtswidrig.« Ein sehr klarer Satz, der »auch in 
einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis zwischen 
einem kirchlichen Arbeitgeber und einem Arbeitneh-
mer« gilt. Von daher ist es nicht verwunderlich, dass 
Arleths Kritik an den beiden maßgeblichen Urteilen des 
BAG zum Streikrecht bei den Kirchen vom 20. Novem-
ber 2012 vernichtend ausfällt.

Was ist also die Quintessenz dieser Arbeit? Erstens: 
Das sogenannte »Selbstbestimmungsrecht der Kirchen« 
gilt lediglich für die Kirchen selber, nicht für ihre Wohl-
fahrtsverbände. Zweitens: Die Kirchen dürfen lediglich 
ihre »eigenen Angelegenheiten« regeln. Arbeits- und 
tarifrechtliche Fragen fallen nicht darunter, weil dafür 
immer andere Partner erforderlich sind. Drittens: Von 
daher gilt Art. 9 GG für die Kirchen ohne Ausnahme. 
Das bedeutet, auch kirchliche Beschäftigte dürfen 
streiken.

Herbert Deppisch
Der Autor ist MAV-Vorsitzender im  

Diakonischen Werk Würzburg und Vorsitzender 
des Gesamtausschusses Diakonie Bayern

Christian Arleth: Das Recht kirchlicher  
Arbeitnehmer auf Streik. Nomos Verlag,  
Baden-Baden 2016. 249 Seiten, 65 Euro.

4. November 2011: Kundgebung in Magdeburg                                                             Foto: Christian Jungeblodt
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Zu Beginn Wolfgang Schroeders Studie »Konfessionelle 
Wohlfahrtsverbände im Umbruch« stehen Ausfüh-
rungen zum »konfessionellen Paradox«. Die Anzahl der 
Beschäftigten in Diakonie und Caritas betrug 1960 zu-
sammen 210.000 und stieg bis 2014 auf insgesamt 
1,18 Millionen an. Etwa zeitgleich ging der Anteil der 
Kirchenmitglieder der katholischen und der evange-
lischen Kirche an der Gesamtbevölkerung von 1970 von 
44,6 Prozent und 49 Prozent auf 29,6 Prozent und 28,2 
Prozent im Jahr 2014 zurück. Aktuell stellen die Konfes-
sionslosen die stärkste Gruppe in der deutschen Bevöl-
kerung. Die Expansion der Wohlfahrtsverbände birgt 
für Schroeder die Gefahr der Säkularisierung, der Ent-
kirchlichung und der Ökonomisierung der Wohlfahrts-
verbände. Diese Entwicklung ist für die Kirchen be-
denklich, weil das bisherige positive Image der Wohl-
fahrtsverbände dazu beitrug, das Image der Kirchen zu 
verbessern.

Diakonie und Caritas auf neuen Wegen?
Die konfessionellen Wohlfahrtsverbände haben in dem 
»Wohlfahrtsstaat« Deutschland eine über hundertjähri-
ge Geschichte und haben alle politischen Regimewech-
sel, sogar die Nationalsozialisten, ohne große Zäsuren 
überdauert. In der Nachkriegszeit hatten Caritas und 
die Vorläufer der Diakonie ihre Hochzeit, da sie zu 
einem guten Teil die zusammengebrochenen Struk-
turen des Staates ersetzen konnten. Unter der CDU-Re-
gierung von Bundeskanzler Konrad Adenauer konnten 
sie ihre Vorrangstellung gegenüber Staat und Kommu-
nen unter Berufung auf das Subsidiaritätsprinzip exten-
siv ausbauen. Die Kirchen waren in der Nachkriegszeit 
auf die Wahrung ihres Einflusses auf Familien und Fami-
lienerziehung bedacht. Die aus dem Katholizismus 
stammenden Begriffe und Werte waren antisozialde-
mokratisch und antietatistisch.

In den vergangenen Jahren stellten Diakonie und 
Caritas nun die »vorsorgende Sozialpolitik« in den Vor-
dergrund. Hier setzt Schroeder in seiner Studie an. So 
lautet der Untertitel der Studie »Fortführung des deut-
schen Sonderwegs durch vorsorgende Sozialpolitik?«. 
Die Engführung auf diese Frage und die Erwartung, 
von deren möglicher Beantwortung eine Einschätzung 
des zukünftigen Weges der Wohlfahrtsverbände zu fin-
den, verwundert. Dies umso mehr, als im Anhang zu 
seiner Studie ausführlich Interviews dokumentiert sind, 
in denen insbesondere Sozialwissenschaftler eine ande-
re Sichtweise vertreten. So meint der katholische Theo-
loge Matthias Möhring-Hesse von der Universität Tü-
bingen, dass es in den Kirchen überhaupt keine 
ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Konzept »vor-

sorgende Sozialpolitik« gab und dieses Konzept nur 
nachholend rezipiert worden sei. Bereits in den achtzi-
ger Jahren kritisierten die neuen sozialen Bewegungen 
die besitzstandswahrende Haltung der Wohlfahrtsver-
bände und entwickelten die Vorstellungen einer vorsor-
genden Sozialpolitik, die dann von den politischen Par-
teien übernommen und mehrheitsfähig wurde.

Ausführlich zitiert Schroeder die offiziellen Stellung-
nahmen des Caritas-Verbandes und der Diakonie zu 
ihren Vorstellungen der Rolle der Sozialverbände. Insbe-
sondere die Diakonie nehme »in den offiziellen Texten 
den Staat in die Pflicht« und übernehme »anwaltschaft-
liche Funktion für die Armen und Benachteiligten als 
klare lobbyistische Interessenvertretung« (Seite 89). 
Dazu passt jedoch überhaupt nicht, dass sich 2010 Ver-
treter der Diakonie in der Pflegekommission vehement 
gegen die Einführung eines Mindestlohns in der Pflege 
aussprachen. Hier drängt sich der Eindruck auf, dass die 
programmatischen Äußerungen der Wohlfahrtsverbän-
de für die eigentliche Wirklichkeit genommen werden. 

Umbrüche werden weichgezeichnet
Möhring-Hesse führt aus, dass die Änderungen in der 
Finanzierung der Sozialsysteme die Machtpositionen 
der Einrichtungen gestärkt und die der Wohlfahrtsver-
bände geschwächt haben. »Die betriebswirtschaftliche 
Modernisierung … wird zum theologischen Programm 
erhoben« und »weil inzwischen alle Rationalisierungs-
reserven ausgeschöpft wurden und weil Qualitätsein-
bußen ausgeschlossen sind, bleiben einzig die Personal-
kosten als strategisches Ziel übrig. Der sozialstaatlich 
erzwungene Anbieterwettbewerb geht folglich zu La-
sten der bei den Leistungsnehmern beschäftigten Mit-
arbeitern« (Seite 152). Möhring-Hesse stellt eine 
Machtverschiebung innerhalb der Verbände zugunsten 
der diakonischen Einrichtungen fest. Das Wachstum der 
Wohlfahrtsverbände führt er auf die Logik »der Begün-
stigung von bereits Begünstigten« zurück – so dass die 
»Platzhirsche im sozialstaatlich induzierten Wettbewerb 
der Leistungsnehmer bevorteilt werden und folglich 
große Leistungsnehmer größer werden«.

Diese Argumentation wird von Schroeder nicht auf-
gegriffen. Auf seiner Studie über die Umbruchsituation 
der Wohlfahrtsverbände wird auf über 100 Seiten mit 
keinem Wort der Verband der diakonischen Dienstge-
ber in Deutschland (VdDD) oder seine katholische Ent-
sprechung, die Arbeitsgemeinschaft caritativer Unter-
nehmen (AcU), erwähnt. Auch die Auseinandersetzung 
um den »Dritten Weg« und die Vorwürfe, die Diakonie 
und Caritas verschafften sich mit ihrem arbeitsrecht-
lichen Sonderrecht Konkurrenzvorteile, werden ausgeb-

Studie zu Diakonie und Caritas: 

Wunsch und Wahrheit
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In den vergangenen Jahren wurde der konfessionelle 
Krankenhausmarkt in Südhessen kräftig aufgemischt 
und durcheinander gewirbelt. Von ihrer Außendarstel-
lung – Caritas und Diakonie als »Wesensäußerung der 
Kirchen in der Welt« – bleibt wenig übrig. Professionali-
sierung, schnöde Geschäftemacherei und Insolvenz von 
Einrichtungen – all das vollzieht sich auf dem Rücken 
von Beschäftigten und Patient*innen. Kirchliche Mana-
ger bestimmen die (Un-)Geschicke der Einrichtungen, 
Kirchengemeinden bleiben außen vor, Ehrenamtliche 
sind nicht mehr gefragt. Das ist leider Realität in den 
kirchlichen Einrichtungen.

Luisenkrankenhaus Lindenfels (111 Betten/115 
Beschäftigte)
Das Luisenkrankenhaus gehörte ursprünglich zum evan-
gelischen Hessischen Diakonieverein und ging dann 
über in den Agaplesion-Konzern. In den vergangenen 
Jahren geriet das Krankenhaus in eine wirtschaftliche 
Schieflage. 2012 übernahm der SHK (katholischer 
Südhessischer Klinikverbund) die Einrichtung. Der SHK 
wurde 2013 zu einem symbolischen Preis von einem 
Euro zu 95 Prozent vom Universitätsklinikum Mannheim 
übernommen. Zum 31. Juli 2016 wurde das Kranken-
haus geschlossen.

lendet. Auch wird die Ausweitung der Rechtsform der 
GmbH in evangelischen und diakonischen Einrich-
tungen nicht thematisiert, ebenso das Thema Outsour-
cing vernachlässigt. Der Anteil von gemeinnützigen Ak-
tiengesellschaften wird unkommentiert mit 0,1 Prozent 
angegeben. Dieser Wert ist zwar richtig, verschweigt 
aber, dass die Agaplesion gAG mit einem Umsatz von 1 
Milliarde Euro und 20.000 Mitarbeiter*innen zum 
fünftgrößten Krankenhauskonzern in der Bundesrepu-
blik aufgestiegen ist und die diakonischen Großkon-
zerne maßgeblich die Politik der Diakonie bestimmen. 

Man muss den Eindruck gewinnen, dass der Autor 
die empirische Forschung vernachlässigt, wenn nicht 
gar ganz ausklammert, und stattdessen die Veröffentli-
chungen der Diakonie Deutschland und der Caritas als 
Wirklichkeit annimmt. »Insofern kommt der Leitbild-De-
batte in der Diakonie eine wichtige strategische und 
handlungsanleitende Bedeutung für die diakonische 
Praxis zu« (Seite 95). So geht Schroeder davon aus, 
dass das Ehrenamt in Diakonie und Caritas nach wie 

vor eine wichtige Rolle einnimmt, und belegt dies nur 
mit Erklärungen der kirchenoffiziellen Stellen. Auch im 
Zusammenwirken zwischen Kirchengemeinden und den 
Einrichtungen der Diakonie und Caritas sieht er eine 
positive Tendenz, belegt dies aber auch nur mit pro-
grammatischen Äußerungen der Verbände und mit 
marginalen Beispielen aus der Praxis. Die reale Entwick-
lung in den großen Einrichtungen der Diakonie und der 
Caritas berücksichtigt er dabei nicht (siehe dazu auch 
den Text zu den konfessionellen südhessischen Kran-
kenhäusern).

Interessant sind die Interviews im Anhang. Hier ste-
hen allerdings die Ausführungen von kritischen Sozial-
wissenschaftlern in einem starken Kontrast zu den offi-
ziellen (Wunsch)Darstellungen von Diakonie und 
Caritas.

Erhard Schleitzer
Wolfgang Schroeder: Konfessionelle  
Wohlfahrtsverbände im Umbruch. Springer VS, 
Wiesbaden 2017. 228 Seiten, 39,99 Euro.

Konfessionelle Krankenhäuser in Südhessen:

Schließungen, Verkauf, Konzentration,  
wechselnde »Dienstgemeinschaften«

Heilig-Geist Hospital Bensheim (130 Betten/215 
Beschäftigte)
Die ehemals katholische Einrichtung gehörte zum SHK 
(Südhessischer Klinikverbund), und ging 2013 an das 
Universitätsklinikum Mannheim über. Am 1. Juli 2016 
erfolgte der Verkauf an die Artemed-Klinkgruppe. Die 
Artemed SE mit Sitz in Tutzing betreibt 11 Krankenhäu-
ser in Deutschland.

St. Marien Krankenhaus in Lampertheim (85 
Betten/114 Beschäftigte)
Die ehemals katholische Einrichtung gehörte ebenfalls 
zum SHK und ab 2013 zum Universitätsklinikum Mann-
heim. Im September 2016 erwarb die international täti-
ge belgische Eurofins-Gruppe das Krankenhaus. Die Eu-
rofins-Gruppe hat einen Umsatz von fast zwei Milliar-
den Euro und beschäftigt insgesamt 23.000 
Mitarbeiter*innen. 

St. Rochus Krankenhaus Dieburg (ehemals 87 
Betten/120 Beschäftigte)
Das katholische Krankenhaus wurde Anfang 2015 zu-
sammen mit dem ebenfalls katholischen Marienhospital 
in Darmstadt vom Klinikum Darmstadt mit 90 Prozent 
Anteilen übernommen. Beide Krankenhäuser hatten 
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Jahre später. Wegen der stark ansteigenden Anzahl von 
unbesetzten Stellen wurden in den vergangenen Jahren 
die Ausbildungskapazitäten wieder leicht ausgeweitet.

Erhard Schleitzer

bzw. haben mit hohen Defiziten zu kämpfen. Das St. 
Rochus-Krankenhaus wurde im Jahr 2016 vollständig 
geschlossen.

Frankfurter Diakoniekliniken / Elisabethenstift 
Darmstadt / Agaplesion gAG
Vier evangelische Krankenhäuser schlossen sich 1998 
zu den Frankfurter Diakoniekliniken (FDK) zusammen. 
Dies war die Keimzelle des größten evangelischen Kran-
kenhauskonzerns Agaplesion, der sich seit 2002 über 
ganz Deutschland ausweitete. Hatte der Agaplesion-
Konzern 2006 noch einen Umsatz von 270 Millionen 
Euro, so stieg dieser 2015 auf 1,1 Milliarden Euro. Auch 
das Darmstädter Elisabethenstift gehört zu diesem Kon-
zern.

Die evangelische »gemeinnützige Aktiengesell-
schaft« (gAG) spart zielstrebig Kosten durch umfang-
reiche Ausgründungen von Reinigungs- und Transport-
diensten, Küchen und auch von Therapiediensten und 
Laboren. Mit der »Konzentration auf das Kerngeschäft« 
sank die Zahl der Ausbildungsplätze in der zusammen-
gelegten Krankenpflegeschule der vier Krankenhäuser 
von Frankfurt und Darmstadt dramatisch – von über 
200 Plätzen im Jahr 1998 auf nur noch 80 Plätze zehn 
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